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128. Mittag: Ausgabe, 


Deutſchland. 
9. C0. Landtags⸗Verhandlungen. 


66. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 15. März). 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche Achenbach, Falk und mebrere Commiſſarien. 

Auf der Tagesordnung ſteht die erſte Berathung des Geſetz⸗Entwurfs, 
betreffend die Fertigſtellung der Berliner Stadteiſenbahn für 
Staatsrechnung. y 8 5 

Abg. Kieſchke empfiehlt die Ueberweiſung der Vorlage an die Budget⸗ 
Commiſſion, damit eine Klärung der Sache herbeigeführt werde. Wenn 
jetzt eine bedeutende Mehrausgabe verlangt werde, die weit über das hinaus. 

ehe, was man früber gefordert, jo müſſe man hierbei zunächſt unſere nicht 
besonders glänzende Finanzlage berückſichtigen. Die der Vorlage beigefügte 
Denkſchrift geſtehe offen ein, daß die pofitiven Angaben der Vorlage von 
1875 durch vie ſpäteren Ermittelungen zum Theil hinfällig 1 ſeien; 
es ſei doch ein ſonderbares Verfahren, zuerſt poſitive Angaben zu machen, 
die ſich ſpater wesentlich modificiren. Das beweiſe nur, daß man ganz 
oberflächlich in die Sache bineingegriffen. Jedenfalls ſtehe die Denkſchrift 
in offenem Widerſpruch mit der dem Hauſe vorliegenden Petition der deut⸗ 
ſchen Eiſenbahnbaugeſellſchaft, die ſich zu einer wahren Anklageſchrift ge: 
ſtalte und welche die Commiſſion eingehend werde zu erörtern haben. Es 
liege eine Zwangslage vor, die es geboten erſcheinen laſſe, die Vorlagen 
anzunehmen; denn thue man das nicht, ſo werde man eine Menge Inter⸗ 
eſſen ſchädigen und die Sache ſpäter in einem anderen Stadium doch wieder 
aufnebmen müſſen. Jedenfalls ſei es aber nothwendig, daß das Haus ſich 
in einer Reſolution über das Verfahren der W in dieſer Sache aus⸗ 
2 billigend oder mißbilligend. Er ſei für das letztere. (Bei⸗ 
all links. . 

Abg. v. Benda empfiehlt ebenfalls Commiſſionsberathung und verſpricht 
als Vorſitzender der Budgetcommiſſton ſchleunige Berichterſtattung. Die 
Vorlage ſei nach entſprechender Prüfung anzunehmen und weil ſie den 
gegenwärtigen, völlig unbaltbaren Zuſtand beſeitige und die Möglichkeit 

ewähre, nunmehr mit Energie das begonnene Werk zu vollenden, und ſo 
— nanziellen Verluſten vorzubeugen. 

Abg. Berger erneuert zunächſt ſeine von ihm und dem Abg. Richter 
(Hagen) wiederholt geſtellte Frage wegen des Standes des Reichseiſenbahn⸗ 
projects. Bis jetzt ſei von der Regierung eine klare, befriedigende Auskunft 
nicht ertheilt worden; Klarheit in der Sache ſei aber nothwendig, weil die 
andauernde Ungewißheit ſchädigend auf unſere induſtriellen Verhältniſſe 


Nr. 


. 


wirke. Die Gelegenbeit zur Gründung der Stadtbahn ſei jetzt, wo noch eine 


oberirdiſche Eiſenbahn möglich ſei. durchaus günſtig. Später, wenn ſich die 
Einwohnerzahl Berlins vermehrt habe, werde man auf größere Schwierig⸗ 
keiten ſtoßen. Man müſſe in den ſauren Apfel beißen, denn einmal werde 
durch die Annahme der Vorlage dem ſchlimmſten Wechſelbalg, der jemals 
auf dem Gebiete der Aetiengeſellſchaften erzeugt worden, der Garaus ge: 
macht, und dann werde die unzmeifelbafte Proſperität des Unternehmens 
bald die unangenehme Entſtehungsgeſchichte vergeſſen machen. 

Abg. v. Minnigerode weiſt darauf bin, daß die Schäden der Vorlage 
aus einer Zeit ſtammen, wo eine Art von Miasma die Welt durchzog und 
man könne deshalb die Regierung allein dafür nicht verantwortlich machen. 
Gegenwärtig ſtehe man vor einem fait accompli und es bleibe nichts übrig, 
als mit der Sache aufzuräumen. Principiell ſei er mit der Vorlage einver⸗ 
den, doch ſei eine 1 Commiſſionsberathung durchaus nothwendig, 
namentlich nach der Richtung, ob ſpäter noch mehr finanzielle Opfer verlangt 
werden könnten, als die gegenwärtige Vorlage fordere. ! 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Der erſte Redner hat die Beſchuldi⸗ 
gung erhoben, daß das Stadteiſenbahnproject im Jahre 1874 ausgearbeitet 
worden ſei, während die Grundlagen noch völlig in der Luft ſchwebten. 
Das iſt unrichtig, denn das damalige Project iſt von vertrauenswürdigen 
Sachverſtändigen geprüft worden. Allerdings hat das Project weſentliche 
Abänderungen erfahren, aber das kam daher, daß daſſelbe nach den be⸗ 
ſtehenden Geſetzen erſt der landespolizeilichen Prüfung unterworfen und bei 
der Expropriation die Richtung der Linien verändert werden mußte. Es 
handelt ſich hier ja nicht um eine gewöhnliche Eiſenbahnanlage, die über 
ein Ackerfeld führt, ſondern um ein böchſt complicirtes Unternehmen. Ich 
kann auch nicht anerkennen, daß in dieſen Veränderungen der Linie für 
jeden Theilhaber die Befugniß gelegen habe, von der Geſellſchaft zurück⸗ 
utreten, da jeder Geſellſchafter wiſſen mußte, daß nach den geſetzlichen Be⸗ 
. Modificationen eintreten konnten. Es handelt ſich hier um ein 
Unicum, um das erſte Project dieſer Art in unſerem Staate, und da iſt 
es ſelbſtverſtändlich, daß die Neubeit der Verhältniſſe manche Unzuträglichkeit 
mit ſich führt. Was die Petition der deutſchen Eiſenbahnbaugeſellſchaft be⸗ 
trifft, ſo kann ich die in derſelben angeführten Thatſachen nicht als richtig 
anerkennen, und die Regierung wird in der Commiſſion in den meiſten 
Punkten das Gegentheil actenmäßig nachweiſen. Wir baben es hier mit 
einem Unternehmen zu thun, das für die künftige Prosperität der Landes⸗ 
baupfftadt und des ganzen Landes von ſehr großer Wichtigkeit iſt, und 
kommende Generationen werden diejenigen preiſen, welche es ins Leben ge⸗ 
rufen haben. Einmal laſſen die Verhältniſſe Berlins das Project als noth⸗ 
wendig erſcheinen und anpererſeits bedingt die Vergrößerung unſeres Staats⸗ 
babnnetzes die Nothwendigkeit einer derartigen Verbindung. Dazu kommt, 
daß der gegenwärtige Zeitpunkt in finanzieller Beziehung dem Unternehmen 

ünftig it; ſpäter würde man gewiß das drei⸗ oder vierfache der jetzigen 
Miel aufwenden müſſen. 8 

Dem gegenüber erſchein die heutige Mehrforderung durchaus nicht fo 
beträchtlich, als man fie hingeſtellt hat. Schließlich bemerke ich auf die An⸗ 
frage des Abg. Berger, daß in den betbeiligten Reſſorts ended über 
Ausarbeitung und, Vorlage eines Reichseiſenbahngeſetzes Verhandlungen 
ſchweben, und daßzes nicht unmöglich iſt, daß in nicht zu ferner Zeit ein 
diesbezüglicher preußiſcher Antrag an den Bundesrath gelangt. Eigentliche 
Beratbungen dieſes Gegenſtandes haben aber bisber im preußiſchen Staats: 
miniſterium nicht ſtattgefunden. Bezüglich des Reichseiſenbahnprojects haben 
bisher Verhandlungen nur in den betheiligten Reſſorts ſtattfinden können, 
weil die Baſis, um hier vorwärts zu gehen, ganz außerordentlich ſchwierige 
Ermittelungen und Feſiſtellungen erforderte. Wie übrigens das Project zur 
Ausführung gelangen fol, entzieht ſich augenblicklich meiner Beurtheilung. 

kann dem Abg. Berger gegenüber nicht anerkennen, daß gerade das 
weben dieſes 3% ſects einen ſtörenden Einfluß auf die Lage der Induſtrie 
außübe. Ich theile aber den Wunſch, daß dieſe Angelegenheit jo bald als 
möglich zu einem friedlichen Abſchluß nach der einen oder anderen Seite 
elangen möge. Ich empfehle die Annahme der Vorlage, nachdem ſie in der 
orherathung gründlich geprüft worden iſt. 

Die Debatte wird hiermit geſchloſſen und die Vorlage an die Budget⸗ 
Commiſſion verwieſen. 

Es folgt die zweite Berathung des Beebentnhei betreffend die e van⸗ 
geliſche Kirchenverfaſſung in der Provinz Schleswig⸗Holſtein 
und in dem Amtsbezirke des Conſiſtoriums zu Wiesbaden. 
In der Debatte über § 1 ezklärt ſich Abg. Brüel gegen die Vorlage, die 

egen den Willen der Kirche in Schleswig⸗Holſtein zu Stande gekommen 
ei; von dem Entwurfe der Gemeinde⸗ und Synopalordnung, welche die 
außerordentliche Synode in Schleswig⸗Holſtein 1871 ausgearbeitet habe, 
weiche die vorliegende bedeutend ab, beſonders ſei das Widerſpruchs recht der 
Gemeinden eingeführt worden. Dem Staate ſeien zu weitgehende Befugniſſe 
eingeräumt worden. Die Ausdehnung der Synodalordnung auf alle evan⸗ 
1 Gemeinden des Amtsbezirks Wiesbaden, ohne Rückſicht, ob dieſelben 
unixt oder lutheriſch oder reformirt ſeien, ſei völlig unzuläffig. g 

Abg. Schumann: Die wenigen Veränderungen, welche die Commiſſion 
vorgenommen hat, zeigen wohl, daß das Recht des Staates und der Kirchen⸗ 
provinzen gleich gewahrt fein wird. Ein Febler ſei es, daß man 1866 die 
lirchlichen Verhältniſſe der neuen Provinzen nicht mit denen der alten Pro: 
vinzen in Uebereinſtimmung gebracht babe. Troßzdem und vielleicht gerade 
deswegen hätte es in den neuen Landestheilen viele renitente Pfarrer und 
Gemeinden gegeben. Welches Ziel verfolge die Regierung? Sollen die Zu⸗ 
ſtände für alle Zeiten conſervirt werden? Es giebt viele Männer, die eine 
Vereinigung aller Kirchengemeinden des ganzen preußiſchen Staates wünſchen. 
Wenn trotzdem ein ſoſches Stück Sonderrecht zugeſtanden werde, jo hoffe man, 


reslauer 


Neunundfünfzigfter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


daß dies ein weiterer Schritt zur Herſtellung einer einheitlichen evangeliſchen 

Landeskirche ſei, die auf dem Boden des Gemeinderechtes ſich entwickeln und 

8 De igem Geiſte und ſchonender Weiſe alle Glieder umfaſſen ſoll. 
eifall. 

Abg. Virchow glaubt, daß die Männer, welche mit dem Vorredner 
gleichen Sinnes find, ſich in ibren Hoffnungen täuſchen werden. Vielleicht 
ſei es nicht einmal der Sinn des Proteſtantismus, zu einer ſolchen Einheit⸗ 
lichkeit zu gelangen. Wenn man eine Landeskirche ſchaffen wolle, ſo ſei es 
doch ein berfehrter Weg, erſt Provinzialkirchen zu ſchaffen. Man hätte doch 
warten ſollen was die Synoden zu Tage fördern, denn die Synoden ſeien 
der Platz, auf dem die Differenzen zwiſchen Orthodoxie und Haereſie zur 
Erſcheinung kämen; da hätte es ſich en'ſchieden, ob die Herren von der 
ſtricten Robe das Uebergewicht behalten hätten. Was die Organiſatjon an: 
gebe, jo ſei man von Seiten der Kirche immer beſtrebt, dieſe Angelegenheit 
als dogmatiſch zu betrachten, trotzdem davon bei der evangeliſchen Kirche gar 
keine Rede ſein könne, wie dies bei den Katholiken wohl der Fall ſein könne. 
Auch der Proteſtantenverein ſtrebe nach einer freientwickelten Kirche; der 
Landtag ſoll nichts damit zu thun haben; nach dieſen Ideen ſolle die evange⸗ 
liſche Kirche ebenſo geſtaltet werden, wie die katholiſche, vorläufig ohne Papſt. 

Die kirchliche Organiſation in Schleswig⸗Holſtein ſei ſtets Sache der Ge⸗ 
ſetzgebung geweſen und es ſei zweifelhaft, ob der Landesherr das Kirchen⸗ 
regiment dort in derſelben Weiſe ausübe, wie in den alten Provinzen. 
Redner tadelt, daß das Wahlrecht der Gemeinde ſo erheblich beſchränkt ſei; 
es müſſe genau ausgeſprochen fein, in welchen Fällen eine Pfarrerwahl 
nicht beſtätigt wird. Wenn in dem Hoßbach'ſchen Falle die Entſcheidung 
dahin gegangen ſei, daß derſelbe nicht beſtätigt, ſo könne er das nicht ver⸗ 
ſteben. Denn wenn in einem Paragraphen ausdrücklich ſtehe, die Beſtäti⸗ 
gung könne nur aus den vier angeführten Gründen verſagt werden, ſo ge⸗ 
hört doch ein etwas ſtarkes 1 575 Interpretationsvermögen dazu, noch 
nachzuweiſen, daß anderswo noch Gründe ſtehen. Wenn, wie dies in dieſem 
Geſetze geſchehe, der Cultusminiſter in allen Fällen für Schleswig⸗Holſtein 
und Naſſau die zweite Inſtanz ſei, jo ſchaffe das keine freie Kirche; es ſei 
aber ein Correctiv gegen die Herrſchaft der Provinzialkirchen, das jo lange 
beſtehen müſſe, als man u Nonne ſchaffe; deren Herrſchaft ſei ge⸗ 
fährlich für die Kirche, wie die Vorgänge in Kiel beweiſen, wo man gegen 
den Paſtor Dickmann, der in einer wiſſenſchaftlichen Abhandlung — nicht 
auf der Kanzel — über die Wunder eine beterodoxe Meinung ausgeſprochen 
bat, disciplinariſch vorgegangen iſt; und dabei ſprach er nicht einmal von 
der wunderbaren Entſtehung des Chriſtenthum s, ſondern nur von den 
andern Wundern, die man als Secundärwunder bezeichnen könnte. Dieſes 
Conſiſtorium in Kiel würde keine Bedenken tragen, den Pfarrer Hoßbach 
nicht nur nicht 15 beſtätigen, ſondern es würde ihn ſogar noch beim Kragen 
kriegen, wegen feiner Lehre befragen und abſetzen. b man mit einem 
ſolchen Conſiſtorium kirchlichen Frieden ſchafft, möchte ich bezweifeln. Man 
muß deshalb vorſichtig in der Abgrenzung der Befugniſſe der Conſiſtorien ſein. 

Cultusminiſter Falk: Das vorliegende Geſetz iſt in durchaus richtiger 
kirchlicher Form zu Stande gekommen, unter Zuſtimmung der kirchlichen 
Organe; eine Beſchränkung des landesberrlichen Kirchenregiments, wie fie 
der Abg. Virchow vermuthet, beſteht in keiner Weiſe. Nur die Männer der 
äußerſten Oppoſition baben ſich gegen die Kirchenberfaſſung e 
aber der Provinziallandtag, in dem Männer der kirchlichſten Geſinnung 
fiben, hat ſich mit derſelben einverſtanden erklärt. Auch das Conſiſtorium 
iſt dafür eingetreten und hat mich gebeten, das Zuſtandekommen des Ge⸗ 
ſetzes möglichſt zu beſchleunigen. Wenn der Abg. Virchow wieder auf das 
von ihm vertretene Gemeindeprincip hingewieſen hat, fo kann ich nur be⸗ 
merken: es iſt mein Ideal, nicht blos eine preußiſche, ſondern eine deutſche 


wang ausüben darf; dieſe Einigung muß bervorgehen aus der freien 

nitiative der kirchlichen Körper, die man nur anregen, nicht zwingen darf, 
wenn nicht dieſelben Vorgänge ſich wiederholen ſollen, die bei Schaffung 
der Union ſich ereigneten. In Naſſau hat man den Gedanken des An⸗ 
ſchluſſes an die alten acht Provinzen ſchon vielfach ventilirt. Ueber den 
Hoßbach'ſchen Fall habe ich früher geſchwiegen, und dieſen Standpunkt mit 
einer gewiſſen Härte gewahrt, weil ich der Anſicht bin, daß ich bei Dingen, 
die die kirchlichen Behörden innerhalb ihrer Competenz vollziehen, nichts zu 
ſagen habe. Nunmehr ift der Hoßbach'ſche Fall zur Entſcheidung gelangt. 
Wenn ich beute über denſelben etwas vortragen wollte, ſo würde ich mir 
ungetreu werden. Aber glücklicherweiſe bin ich in der Lage, ohne Kritik zu 
üben, meine Meinung vorzutragen In in: Geſetze liegt eine ganz 
andere Beſtimmung vor, als in der Synodalordnung für die alten Pro⸗ 
vinzen. Der erſte weſentliche Unterſchied iſt der, daß die Synodalordnung 
von 1874 ein zwiefaches Verfahren kennt: ein Ein ſpruchs⸗ und ein Beftäti- 


gungsverfahren. Die Beſonderheit iſt ſo ſcharf, daß für jedes Verfahren ſuchen richten, 


beſondere Inſtanzen beſtehen; inſofern es ſich nämlich um Gaben und 
Wandel handelt, iſt der Kreisſynodalvorſtand die erſte, das Conſiſtorium die 
zweite Went in Bezug auf den Einspruch wegen der Lehre find erſte und 
zweite Inſtanz dieſelben, wie beim Beſtätigungsverfabren. Hier in dem 
vorliegenden Geſetze iſt aber nur ein Verfahren angeordnet. Man darf 
aber dabei nicht vergeſſen, daß in e kein allgemeines Landrecht beſtebt. 
Perſönlich möchte ich noch den Abg. Virchow bitten, doch ſolche Ausdrücke, 
die das religiöſe Gefühl verletzen könnten, nicht zu gebrauchen: Der Aus: 
druck „Secundärwunder“ ſei ein ſolcher. ; 

Abg. Dr. Wachs bittet das Haus, die Vorlage anzunehmen, da dieſelbe 
in der Provinz . freudige Zuſtimmung gefunden habe; 
fie enthalte noch manche Mängel, ſei aber eniſchieden ein Weg zur Beſſe⸗ 
rung. Das Recht des summus episcopus beſtehe vollſtändig zu Recht, und 
die Siocifel des Abg. Virchow feien deshalb unbegründet. Die Vorſchrift, 
daß der Cultusminiſter die höchſte Inſtanz ſei, bürge dafür, daß die Ein⸗ 

eitlichkeit aufrecht erhalten werde. 

Abg. Reincke erblickt in der Vorlage nur eine Conceſſion an den Ra⸗ 
dicalismus und an das abſolute Staatskirchenthum und kann deshalb für 
dieſelbe nicht ſtimmen. Eine Erneuerung des kirchlichen Lebens werde man 
von ihr vergeblich erwarten, da fie die Freiheit der Kirche in ſpaniſche 
Stiefel ſchnürt. Namentlich ſei das Wahlgeſetz zu verwerfen, welches ſogar 
der Socialdemokratie den Weg zu den kirchlichen Organen ebene. 

Abg. Röhrig ſieht in dem Geſetze einen Schritt der Vereinigung der 
neuen Provinzen mit den alten und hofft, daß daſſelbe innerhalb der Kirche 
eine poſitivere Richtung zur Geltung bringen werde; man werde noch von 
dem Standpunkte der Laienbetheiligung zu % zurückkommen, wenn ſich die 
ap n Berlin erſt einmal entwickelt hätten. 1 
Abg. Dr. Hänel bezeichnet die Vorlage als ein trübes Gemiſch von 
liberalen Zugeſtändniſſen und ee Herrſchaft. Die Synode habe 
an der Verwaltung nur ſcheinbar Antheil, in Wirklichkeit befige das Con⸗ 
ſiſtorium die Verfügung über die ganze Verwaltung. Indem man aber der 
Synode an der Verwaltung keinen Antheil gewähre, und ihr nur einige 
verſchwommene geſetzgeberiſche Befugniſſe übertrage, verletze man das ſonſt 
bei uns geltende Princip der Selbſtverwaltung. Auffallend müſſe es auch 
erſcheinen, daß der Entwurf im Vergleich mit der Synodalordnung für die 
alten Provinzen weſentliche Differenzen aufmeife, namentlich betreffs der 
Zuſammenſetzung der Generalſynoden. In Schleswig⸗Holſtein ſei das Recht 
der Gemeinden, ihre Pfarrer ſelbſt zu wählen, niemals beſtritten worden 
und habe auch das Patronat niemals den Einfluß ausgeübt, wie in den 
een In der jetzigen Faſſung könne er die Vorlage nicht 
acceptiren. 

ie Ditzcuſſion wird geſchloſſen. ; 

Perſönlich bemerkt Abg. Virchow, daß er mit dem Ausdrucke „ſecun⸗ 
daire Wunder“ keinen verletzenden Nebenbegriff berbunden habe und auch 
wenigſtens bei den im gewöhnlichen Sinne Gläubigen nicht habe verletzen 
können, da es ja fundamentale Wunder und ſolche minderer Ordnung gebe, 
= Die, 18 zu glauben auf den Beſtand der betreffenden Kirche keinen 

influß babe. 

„Referent Abg. Richter (Sangerhauſen) bemerkt dem Abg. Reincke, daß 
die neue Kuchengemeinde⸗ und Synodalordnung einem Eindringen der 
Socialdemokratie in die Kirche keinen Vorſchub leiſte, denn der § 10 ſchreibe 
ausdrücklich vor: Wählbar ſind die wahlberechtigten Mitglieder der Gemeinde, 


welche über 30 Jahre alt und ſüttlich unbeſcholten find, auch nicht durch! Amtsrichter zu haben, 


Zeitung 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag 
zweimal, an den übrigen Tagen dreimal erſcheint. 


Sonnabend, den 10. März 1878. 


Sernbaltung von dem öffentlichen Gottesdienſte und dem beis 
ligen Abendmahle die Betbätigung ihrer kirchlichen Gemein⸗ 
ſchaft in anhaltender Weiſe unterlaſſen haben. Die Klagen des 
Abg. Hänel über die Macht und den Einfluß der Conſiſtorien ſeien wohl 
berechtigt, aber die Oberentſcheidung des Cultusminiſters bilde dafür ein 
wirkſames Correctiv. Daß die evangeliſche Kirche ſich täuſche in ihren Hoffe 
nungen, daß die Synodalordnung einigend wirken werde, könne er (Redner) 
nicht zugeben; denn man habe eben noch gar keine Erfahrungen gemacht. 
Referent bittet um Annahme des Geſetzes. 

Vom Abg. Schumann liegt ein Antrag vor, über das ganze Geſetz 
ohne weitere Discuſſion en bloc abzuſtimmen. — Abg. Brüel hat zwar 
den Wunſch, in Bezug auf die Synodalordnung für Naſſau noch Einiges 
zu ſprechen; in der Hoffnung aber, daß ihm dies bei der dritten Leſung 
möglich ſein werde, will er gegen die Zuläſſigkeit des Antrages Schumann 
keinen Widerſpruch erheben. — Abg. Virchow erhebt dieſen Widerſpruch; 
in Folge deſſen werden die einzelnen Paragraphen aufgerufen und ſämmtlich 
ohne Debatte angenommen. 0 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 12 Uhr. (FJorſtdieb⸗ 
a Ki Synodalordnungen für Schleswig⸗Holſtein und Naſſau in dritter 

eſung. g 1 

20. Sitzung des Herrenhauſes vom 15. 7770 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Leonbardt und mehrere Commiſſarien. 

Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der zweiten Berathung des 
Entwurfs eines Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetze. a 

Die Discuſſion beginnt mit § 20, welcher nach den Beſchlüſſen des Ab⸗ 
geordnetenhauſes beſtimmt: Die Sitze der Amtsgerichte werden durch Geſetz 
beſtimmt. Die erſte Feſtſtellung derſelben kann auf Grund einer geſetzlichen 
Ermächtigung durch den Juſtizminiſter erfolgen. Die Bezirke der Amts⸗ 
gerichte werden durch den Juſtizminiſter gebildet. Dieſelben können vom 
I. October 1881 ab nur durch Geſetz verändert werden. 

Die Commiſſion jhlägt bierfür folgende Faſſung vor: Die Sitze und 
Bezirke der Amtsgerichte werden durch königliche Verordnung beſtimmt. 
1 können nach dem 1. October 1882 nur durch Geſetz verändert 
werden. 

Referent Graf zur Lippe führt aus, daß conſequent eigentlich die Sitze 
der Amtsgerichte, wie die der Landgerichte und Oberlandesgerichte durch 
Geſetz feſtgeſtellt werden müßten, daß man aber alljeitig die Unmöglichkeit 
eingeſehen habe, dies bis zum 1. October 1879 zu thun. Eine nachtrag⸗ 
liche geſetzliche endgiltige Feſtſtellung der Amtsgerichtsſize werde die Auf⸗ 
regung, die mit der Veränderung der Gerichtsorganiſation überhaupt ver⸗ 
knüpft ſei, don Neuem anfachen. Es komme ja nur darauf an, der Mog⸗ 
lichkeit der Veränderungen bei der einmal durchgeführten Organiſation mit⸗ 
telſt einfacher königlicher Verordnungen ein Ziel zu ſetzen und den Zeitpunkt 
zu ſixiren, von welchem ab Veränderungen in der beregten Organiſation 
von Zuſtimmung des Landtages abbängig gemacht werden. Dieſen An⸗ 
forderungen uit der Commiſſionsantrag. 

Meyer (Celle) erkennt an, daß bei der geſezlichen Regelung der Materie 
ein bellum omnium contra omnes entſtehen würde; dies könne nur im 
abminiftrativen Wege geſchehen. Aber man mülle über die Principien der 
Juſtizverwaltung hierüber klar fein. Hauptſachlich muß die Rückſicht maß⸗ 
gebend ſein, daß jeder Rechtsſuchende innerhalb eines Tages ſeine Rechts⸗ 
geſchäfte bei dem Amtsgerichte abmachen kann. Auch müſſe die Arbelts⸗ 
kraft der Richter genügend in Anſpruch genommen fein. Er wünſcht eine 
Erklärung des Miniſters darüber, ob er kleine Gerichte mit wenigen Richtern 


oder große zahlreich beſetzte Gerichte, die in Rückſicht auf die Stellvertretun 
evangeliſche Kirche entſtehen zu ſehen; aber ich glaube, daß man keinen auch ihren 8 . 


en Vorzug hätten, etabliren will. Im Intereſſe der Beruhigung 
der Bevölkerung giebt er dem Commiſſionsantrage vor der Faſſung des 
anderen Hauſes den Vorzug. Derſelhe gehe aber zu weit, wenn er nicht 
nur die Feſtſtellung der Amtsgerichtsſitze, ſondern auch der Amtsgerichts⸗ 
bezürke ver königlichen Verordnung überlaſſe. 

Graf Arnim zweifelt noch, ob die Inſtitution des Einzelrichters ſich in 
den weſtlichen Provinzen ebenſo gut bewähren wird, wie in den anderen 
Provinzen. Man lann nicht immer das Ideal erreichen, daß der Einzel⸗ 
richter immer in engſtem Connex mit den Rechtsſuchenden fteht. Man wird 
auch die Intereſſen der Richter, welche nach einer gewiſſen Centraliſirung 
hinſtreben, berückſichtigen müſſen. Er hofft, daß die Regierung beide In⸗ 
tereſſenſphären billigerweiſe gegen einander abwägen werde. 

Juſtizminiſter Leonhardt: Es handelt ſich hier um die Frage, ob die 
Reichs juſtizgeſetze ur beſtimmten Friſt ins Leben treten können. Gelangen 
hier die Commiſſionsbeſchlüſſe zur Annahme und werden dieſelben vom 
Abgeordnetenhauſe abgelehnt, ſo werde ich ſpäter an dieſes Haus das Er⸗ 
dem Abgeordnetenhauſe beizutreten und dem letzteren die 
Verantwortung dafür zu überlaſſen. Ich nehme nicht an, daß derfaſſungs⸗ 
mäßig die Gerichtsſitze geſetzlich feſtgeſtellt werden müſſen, wenn man das 
aber bei den Land⸗ und Oberlandesgerichtsbezirken thut, dann müßte das 
auch conſequent bei den Amtsgerichten der Fall fein. Im Mebrigen würde 
die geſetzliche Regelung nicht viel ſorgfältiger ſein, als wenn dieſelbe durch 
Verordnung erfolgt. emgemäß könne das Haus ruhig die erſte Regelung 
der Verwaltung überlaſſen. Die Juſtizverwaltung werde gewiſſenhaft alle 5 
Intereſſen ahwägen und auch die Verwaltungsbebörden hören. Die Orga⸗ 
niſation der Amtsgerichte kann nicht erfolgen nach abſtracten Prinzipien, 
ſondern nach conereten, realen Verhältniſſen. Die Regierung iſt nicht prin⸗ 
zipiell für Centraliſation der Amtsgerichte aus gcaliſchen ntereſſen oder 
perſönlichen Intereſſen der Richter, aber die Regierung werde auch nicht 
die Amtsgerichte über das Land zerſtreuen ohne Fach t auf die perſoͤn⸗ 
ne REBEL Dope in dard d 

v. Knebel⸗Doöberitz iſt vurch die Erklärungen des Miniſters beruhigt, 
namentlichdadurch, daß die mit den localen Verhältniſſen betrauten Verwal⸗ 
tungsbehördenkgehört werden ſollen und wünſcht zu erfahren, in welchem 
Maße dees namentlich bei den Kreistagen geſchehen foll. 

Juſtizminiſter Leonhardt erklärt, daß er ſich mit dem Miniſter des 
Innern in Verbindung geſetzt babe, welcher die Kreistage anhören werde, 
ſo weit er es für gut halte. Dies in jedem Falle obligatoriſch zu machen, 
damit könne er ſich nicht einverſtanden erklären. 

v. Winterfeld erkennt in den Beſchlüſſen des Abgeordnetenbauſes ein 
außerordentlich großes Mißtrauen gegen die Juſtizverwaltung. Im Jahre 
1849 ſei die Bevölkerung mit der Juſtizreorganiſation mit Kusnabne der 
Patrimonialgerichtsberren und der Patrimonſalrichter vollſtandig zufrieden 
geweſen. Die diesmalige babe vielfaches Mißbehagen aeg welches 
man nach * er abſchwächen müſſe. Man babe das Gefühl der 
Majoriſtrung Preußens durch die Verlegung des oberſten Gerichtshofes 
1 5 reußens Die Principien des Juſlizminiſters würden, wenn fie 
ausgeführt werden, dieſe verletzten Gefühle beruhigen. 

achdem der Juſtizminiſter ſich damit einverſtanden erklärt hat, ſtellt 
Meyer (Celle) den formellen nich daß die Amtsgerichtsſitze dur 
— eee die Amtsgerichtsbezirke aber durch Geſetz fegte 
erden ſollen. 

Graf v. d. Schulenburg⸗Beetzendorf beantragt, daß bei der 
N W Frage durch die Juſtizverwaltung die Ae gehört 
werden müſſen. 

Gobbin findet in dem Beſchluß des Abgeordnetenhauſes eine Halbbeit, 
weil dadurch, daß der Bezirk des Amtsgerichts gebildet iſt, gewöhnlich von 
jeibi der Sitz deſſelben beſtimmt ſei. Ausnahmen hiervon würden ſehr 
elten ſtattfinden. Es ſei zu bedauern, daß Herr Meyer dieſen Geſichts⸗ 
punkt in ſeinem Antrage wieder aufgenommen habe! Entweder könne man 
der Regierung ein Vertrauensvotum geben oder nicht, und wenn man 
erſteres thue, fo könne man ihr die Beſtimmung über die Sitze eben fo gut 
anvertrauen, wie über die Bezirke. Dieſes Vertrauen könne man der 
Regierung dann ſchenken, wenn ſie die in dieſer Beziebung gut informirten 
Verwaltungsbehörden anhöre. 

Graf Brühl macht darauf aufmerkſam, daß die Abſicht, principiell zwei 
Amtsrichter an einem Orte hinzuſetzen, von dem Geſichtspunkte der Ans 
nehmlichteit der Richter aus, mindeſtens ein zweischneidiges Schwert ſei. 
Dem gegenüber ſei es vortheilhaft, an den einzelnen Orten nur einen 
was zur Verkleinerung der Amtsgerichtsbezirke führen 


würde; dies würde für das rechtſuchende Publikum von großem Nutzen 
ſein. Außerdem wäre es wünſchenswerth, bei der Organiſation die hiſtori⸗ 
ſchen und thatſächlichen Verhäliniſſe möglichſt berückſichtigt zu ſehen. Die 
Regelung der Sitze der Amksgerichte durch Geſetz ſei unendlich ſchwierig 
und das Haus kaum in der Lage, die einzelnen, detaillirten Verhältniſſe 
genau zu prüfen. 

Juſtizminiſter Leonhardt erwidert, daß die Juſtizverwaltung die jetzt 
beſtehenden Verhältniſſe thunlichſt berückſichtigen, und daß eine Abweichung 
von denſelben nur aus zwingenden Gründen ſtatthaben werde. Von einem 
Vertrauensvotum könne nicht die Rede fein, wenn man der Regierung die 
Feſtſtellung der Amtsgerichtsſitze anheimgebe. 

Graf von der Schulenburg⸗Beetzendorf ſpricht ebenfalls für den 
Commiſſionsantrag, hauptſächlich aus dem Grunde, weil er die anderen: 
falls eingehende Menge von Petitionen und den Kampf der Kirchthurms⸗ 
9 79 7 fürchte. Nothwendig freilich ſei es, die Kreistage bei der Organi⸗ 
ation zu hören, damit nicht dieſelben Uebelſtände eintreten, welche bei der 
Gerichtsorgamſation von 1849, in Folge der überſtürzten Aufhebung der 
Patrimonialgerichte entſtanden ſind. Schließlich richtet der Redner an den 
Juſtizminiſter die Frage, wie viele Städte im Ganzen durch die neue Dr: 
ganiſation ihre Gerichte oder Gerichtscommiſſionen verlieren werden. 

Juſtizminiſter Leonhardt erwidert, daß er dieſe Frage nicht beant⸗ 
worten könne, da die desfallſigen Verhältniſſe zur Zeit noch in der In⸗ 
ſtruction begriffen ſeien; erſt wenn die Vorbereitungen zum Abſchluß ge⸗ 
langt, könnte eine Antwort gegeben werden. Im Uebrigen ſei die Regie⸗ 
rung mit der obligatoriſchen Anhörung der Kreistage keineswegs einver⸗ 
ſtanden. Soweit es thunlich, ſollten ſie gehört werden, ein obligatoriſches 
Heranziehen derſelben würde jedoch die Organiſation ohne jeden Grund 
verzögern. 22 

Mach einem Schlußworte des Referenten zu Gunſten der Commiſſions⸗ 
Vorſchläge zieht Meyer (Celle) ſeinen Antrag zurück, und die Commiſſions⸗ 
Beſchlüſſe werden, unter Ablehnung des Antrages Schulenburg an⸗ 
genommen. . 0 

§ 22 ordnet die Vertheilung der Geſchäfte bei den mit meh⸗ 
reren Amtsrichtern beſetzten Amtsgerichten. Nach den Beſchlüſſen 
des Abgeordnetenhauſes erfolgt die Vertheilung durch das Präſidium des 
Landgerichts nach den vom Juſtizminiſter feſtzuſtellenden Grundſätzen; 
die Commiſſion ſchlägt folgende Faſſung vor: die Vertheilung erfolgt durch 
den Präſidenten des Landgerichts nach den von dem Juſtizminiſter feſt⸗ 
geſtellten Grundſätzen. 

Hierzu beantragt v. Winterfeld die Streichung des zweiten Abſatzes: 
Die Giltigkeit der Handlung eines Amtsrichters wind dadurch nicht berührt, 
daß die Handlung nach der Geſchäftsvertheilung von einem der anderen 
Amtsrichter vorzunehmen geweſen wäre. > ' 

Referent Graf zur Lippe motivirt den Beſchluß der Commillton damit, 
vaß das Präſidium gar nicht im Stande ſei, die einſchlägigen Verhältniſſe 
10 eingehend kennen zu lernen, wie der Präſident, bermöge der ihm ob: 
iegenden Auſſicht, dies thun könne. Ein Eingriff in die Untbätigkeit der 
Richter ſei durch den Präſidenten nicht zu befürchten; ſeit der vom Abgeord⸗ 
netenhauſe beſchloſſenen Faſſung werde eine Art Verdacht gegen den Präſi⸗ 
denten und zugleich gegen die Amtsrichter ausgeſprochen und davor müſſe 
man ſich im Intereſſe der Rechtspflege ſorgfältig hüten. 

Prof. Beſeler beantragt Wiederherſtellung der Beſchlüſſe des Abgeerd⸗ 
netenhauſes, welche im Geiſte der Reichsjuſtizgeſetze gefaßt ſeien. Es ſei doch 
eine Garantie, wenn dieſe wichtige Amtsbefugniß nicht von einem Einzelnen, 
ſondern von Mehreren geübt werde. Ein Mißtrauen gegen die Präſidenten 
ſei darin nicht ausgeſprochen; es ſei vielmehr eine Erleichterung ihrer ohne⸗ 
bin großen Geſchäſtslaſt damit bezweckt worden. s \ 

Heglerungs-Gommilfar Geh. Rath Schmidt erklärt, daß ſich die Regie 
rung nach wie vor gegen den Beſchluß des Hauſes der Abgeordneten aus⸗ 
ſprechen müſſe. Es liege in demſelben der Ausdruck eines nicht zu recht⸗ 
fertigenden Mißtrauens gegen die Regierung und eine Ueberſchätzung 
Ken Bedeutung der bei dem Amtsgerichte vorzunehmenden Geſchäftsver⸗ 


theilung. 

v. Winterfeld weiſt darauf hin, daß die Juſtizverwaltung gleich bei 
der 1 BR Präſidentenſtellen auf die Verwaltungstüchtigkeit des An⸗ 
uſtellenden Rudfiht nehmen müſſe. Damit ſeien ſchon die vom Profeſſor 

eſeler gewünſchten Garantien gegeben. 

v. Bernuth ſpricht ſich für den Antrag Beſeler aus. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Schmidt hält es für zweckmäßig, über 
das Alinea 2 erſt bei § 30 zu entſcheiden. Gegen den Antrag Winterfeld 
ſpricht ſich derſelbe aus. Die Beſtimmung ſolle nicht einer willkürlichen 
Geſchäftsvertheilung Thür und Thor öffnen, deren e de Pl im Auf⸗ 
ſichtswege garantirt werde, ſondern nur im Intereſſe des Publikums den 
Satz unzweifelbaft hinſtellen, daß ein gerichtlich aufgenommener Act nicht 
um des willen nichtig ſei, weil ein Richter ihn aufgenommen habe, in 
deſſen Geſchaftskreis derſelbe nicht falle. 

22 wird nach den Commiſſionsvorſchlägen angenommen. 

$ 26 hebt nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenbauſes den pribilegirten 
Gerichtsſtand auf und ſetzt an deſſen Stelle die Amtsgerichte. 

Die Commiſſion will die Regierungsvorlage wiederherſtellen, welche den 
privilegirten Gerichtsſtand der Standesherren in Sachen der nicht ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit unberührt läßt. b 

Profeſſor Beſelex beantragt, den § 26 in folgender Faſſung anzu: 
nehmen: „Der den Häuptern und Mitgliedern der früher reichsſtändiſchen 
3 eingeräumte Gerichtsſtand in Angelegenheiten der nichtſtreitigen 

erichtsbarkeit wird durch die borftebenden Beſtimmungen (§ 25) nicht be⸗ 
rührt.“ Die Angelegenheit greife tief in das Privatfürſtenrecht ein, und 
man könne auch dem tüchtigſten Amtsrichter nicht zutrauen, daß er dieſe 
ſo entfernt liegende und ſchwierige Rechtsmaterie genügend beherrſche. Im 
wochen 3 das Amendement nur eine präcifere Faſſung des Commiſſions⸗ 
vorſchlages. 

Generalſtaatsanwalt Wever ſiebt in dem privilegirten Gerichtsſtand 
mehr ein privilegium odiosum als ein Ehrenrecht. Er bemerkt, daß es in 
dem Intexeſſe der Standesherren ſelbſt liege, wenn fie den ordentlichen Ge⸗ 
richten erſter Inſtanz auch in Angelegenheiten der nichtſtreitigen Gerichts⸗ 
barkeit unterworfen würden, und daß es nach Aufhebung des privilegirten 
Gerichtsſtandes in Sachen der ſtreitigen Gerichts barkeit durch die Reichs⸗ 
geſetzgebung in der Conſequenz läge, auch in der Landesgeſetzgebung den 
Die, Gerichtsſtand in den Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit 
aufzuheben. 

Der Antrag Beſeler wird hierauf angenommen. e 
FS 30 beftimmt die Aufhebung der Grundbuchämter und daß, wenn ein 
Amisgericht mit mehreren Richtern oder Gerichtsſchreibern beſetzt iſt, als 
Zeitpunkt des Eingangs eines Geſuches um Eintragung im Grundbuche der⸗ 
jenige Zeitpunkt gelten ſoll, in welchem das Geſuch dem mit den Geſchäften 
des Grundbuchrichters oder Grundbuchführers hinſichtlich des betreffenden 
Grundſtücks beauftragten Richter oder Gerichtsſchreiber vorgelegt wird. 

Die Commiſſion hat die Faſſung beſchloſſen: „im Amtslocal vor⸗ 
gelegt wird.“ 

b. Winterfeld beantragt dem § 30 folgende Faſſung zu geben: In 
Bezug auf die Bildung der Grundbuchämter bewendet es bei den beſtehen⸗ 
den geſetzlichen Vorſchriften mit der Maßgabe, daß 1. den Amtsgerichten 
auch die früher den Kreisgerichten vorbehaltenen Grundſtücke überwieſen 
werden; 2. bei den mit mehreren Amtsrichtern beſetzten Amtsgerichten nach 
Anordnung des Juſtizminiſters entweder ein Amtsrichter zum Vorſtande des 
Grundbuchamtes für den ganzen Amtsgerichtsbezirk beſtellt wird, oder 
mehrere Grundbuchämter für geographiſch abzugrenzende Bezirke gebildet 
werden; 3. die Geſchafte der aufgehobenen Grundbuchämter in Neuvorpom⸗ 
mern und Rügen auf die betreffenden Amtsgerichte übertragen werden. 
v. Winterfeld zeigt, wie bedenklich die ganze Neuerung ſei. Die 
Grundbuchämter nach dem Geſetz vom 5. Mai 1872 ſeien Specialgerichte 
der belegenen Sache mit ausſchließlicher Gerichtsbarkeit. Die beſondere Be: 
ſchaffenheit dieſes Geſetzes habe auch beſondere Behörden zu deſſen Ausfüh⸗ 
rung ſchaffen müſſen. Die neue Organiſation zwinge in keiner Weiſe dazu, 
dieſe Behörden wieder aufzuheben, und es würde nur zu Verwirrungen führen, 
wenn nach ſo kurzer Zeit wieder eine anders benannte und organiſirte Be⸗ 
börde die Schulddocumente ausfertigte. 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Schmidt tritt dem entgegen und führt aus 
daß dieſe Beſtimmungen der Grundbuchordnung über die Bildung beſonderer 
Grundbuchämter — — mit Rückſicht auf die beſtandene collegialiſche Ge⸗ 
richtsverfaſſung getroffen ſeien. Mit Einführung der Amtsgerichte ſei ein 
Bedürfniß zur Bildung beſonderer Grundbuchämter nicht mehr vorhanden. 
Der Antrag v. Winterfeld durchbreche das einheitliche Syſtem in der Orga⸗ 
niſation der Amtsgerichte und ſei zugleich für die Intereſſen des Publikums 
efährlich. Denn in der Conſequenz des Antrages liege es, daß die Hand⸗ 
ung des Richters ungiltig ſei, wenn derſelbe nicht oder nicht vorſchriftsmäßig 
zum Grundbuchrichter beſtellt worden ſei. Eine derartige Vorſchrift gehe zu⸗ 
dem ſelbſt über das beſtehende Recht hinaus. 

Graf zur Lippe, von Knebel⸗Döberitz und Dr. Dernburg ſprechen 
ſich für den 7 Winterfeld aus; letzterer beſonders aus dem Grunde, 
weil zwiſchen dem Amtsrichter und dem Grundbuchrichter ein weſentlicher be⸗ 
grifflicher Unterſchied ſei. 


Schub mann tritt dagegen für die Commiſſionsauträge ein. 

Der Antrag Winterfeld wird mit 33 gegen 31 Stimmen abgelehnt 
und § 30 nach den Commiſſionsanträgen angenommen. 

Die SS 31 bis 48 werden ohne Debatte mit leichten redactionellen Aen⸗ 
derungen nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes angenommen. 

Der § 48a der Commiſſionsbeſchlüſſe ſtellt die im Abgeordnetenhauſe ge⸗ 
ſtrichene Beſtim mung wieder her, wonach das Oberlandesgericht als oberſte 
Inſtanz in Landesſtrafſachen hingeſtellt wird. 

Referent Graf zur Lippe bezeichnet dieſe Beſtimmung als im Intereſſe 
der Rechtseinbeit nothwendig. 

Baron Landsberg wendet ſich gegen den Commiſſionsantrag und 
empfiehlt die Streichung des § 48a, weil durch denſelben das Oberlandes⸗ 
gericht Berlin zu einem Ausnahmegerichtsbhof gem acht würde, und keine 
Veranlaſſung vorläge, einen ſolchen zu ſchaffen. Zur Wahrung der; Rechts⸗ 
einheit ſei die Competenzerweiterung des Oberlandesgerichts Berlin durchaus 
nicht erforderlich; andererſeits würden die übrigen Oberlandesgerichte da⸗ 
durch im Anſehen herabgedrückt. 

Der Paragraph wird angenommen. 

§ 60 der Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes, welcher lautet: Beamte der 
Staatsanwallſchaft, welche im Intereſſe des Dienſtes durch Königliche Ver⸗ 
fügung einſtweilig in Ruheſtand verſetzt werden, find auf ihr Verlangen in 
einem ihrem Dienſtalter entſprechenden Richteramte anzuſtellen. Dieſelben 
ſind verpflichtet zur Annahme eines ſolchen Richteramtes innerhalb desjeni⸗ 
gen Oberlandesgerichtsbezirks, in welchem fie zuletzt beſchäftigt waren, foll 
nach dem Commiſſions antrage geſtrichen werden. i 

Referent Graf zur Lippe motibirt dieſen Beſchluß damit, daß die Be⸗ 
ſtimmung gegen die Dienſtpragmatik überhaupt verſtoße. Einem im Inter⸗ 
eſſe des Dienſtes einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Staatsanwalt könne 
man unmöglich ein Recht auf ſofortige Wiederanſtellung als Richter geben. 

$ 60 wird geſtrichen. 

8 62 bandelt von Ernennung des Amtsanwalts; ein Gerichtsaſſeſſor 
kann nur Amtsanwalt werden, wenn er nicht mit richterlichen Geſchäften 
betraut iſt. Die Ernennung erfolgt durch den Oberſtaatsanwalt nach An⸗ 
börung des Regierungspräſidenten. . 5 

Nach dem Antrage der Commiſſion beſchließt das Haus, daß ein Aſſeſſor 
nur dann nicht Amtsanwalt werden darf, wenn er mit richterlichen Ge⸗ 
ſchäften in Strafſachen betraut iſt. Die Ernennung erfolgt durch den 
Regierungspräſidenten nach Anhörung des Oberſtaatsanwalts. 

Den § 64, welcher die Koſten der Amtsanwaltſchaft regelt, 
will die Commiſſion in einer redactionell anderen Faſſung nach dem Be⸗ 
ſchluſſe des Abgeordnetenhauſes annehmen. 

Reg.⸗Comm. Geh. Rath Schmidt tritt dem aus finanziellen Gründen 
entgegen, während Gobbin davor warnt, die Communen mit immer grö⸗ 
ßeren Laſten zu beſchweren. 

Der § 64 wird nach dem Antrage der Commiſſion angenommen. 

Die SS 65—75 werden ohne Debatte in Uebereinſtimmung mit den Be: 
ſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes angenommen. 5 

Um 4 Uhr vertagt das Haus die Fortſetzung der Debatte bis Sonn⸗ 
abend, 11 Uhr. 

Berlin, 15. März. [Amtliches.] Se. Maj. der Kaiſer und König hat im 
Namen des Reichs den Kaufmann Pedro Lopes in Cordoba (Spanien) 
zum Vice⸗Conſul ernannt. 

Se. Majeſtät der König hat den Kreisgerichts⸗ Director Simon von 
Zaſtrow in Genthin als Stadt⸗ und Kreisgerichts⸗Director an das Stadt⸗ 
und Kreisgericht in Magdeburg; den Kreisgerichts⸗Director Rave zu Calbe 
a. S. in gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht in Minden verſetzt; den 
Kreisgerichts⸗ Rath Botbke in Rothenburg a. d. Neiſſe zum Director des 
Kreisgerichts daſelbſt ernannt; und dem Sanitäts⸗Rath Dr. Vagedes in 
Meppen den Charakter als Geh. Sanitäts⸗Rath verliehen. 

Dem bisherigen columbianiſchen Conſul Medardo Rivas in Havre 
iſt Namens des Reichs für ſeine Ernennung zum General⸗Conſul der Ver⸗ 
einigten Staaten von Columbia mit dem Sitze in Hamburg das Exequatur 
ertbeilt worden. . 

Der Ingenieur Carl Dolezalek ift zum ordentlichen Lehrer an der 
Königlichen polytechniſchen Schule zu Hannover, unter Beilegung des Prä⸗ 
dikats „Profeſſor“ ernannt worden. 

Berlin, 15. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
hörte heute Vormittag die Vorträge des Polizei:Präfidenten v. Madai 
und des General-Intendanten der Königlichen Schauspiele v. Hülſen 
und begab ſich um 11 Uhr in den Thiergarten, um einen in der 
Nähe der Luifeninfel für die Aufſtellung des Denkmals Ihrer Hoch⸗ 
ſeligen Majeſtät der Königin Lulſe vorgeſchlagenen Platz zu beſichtigen. 
Um 1 Uhr emfing Se. Majeſtät den Freiherrn von Rothſchild aus 
Franlfurt a. M. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
nahm geſtern im Laufe des Vormittags den Vortrag des Kriegs⸗ 
miniſters, Generals der Infanterie von Kameke entgegen. Gegen 
Mittag beſuchte Se. Kaiſerliche Hoheit das Atelier des Photographen 
Prümm. Abends 87, Uhr ertheilte Höchſtderſelbe dem Wirklichen 
Geheimen Rath und Oberpräſidenten der Rheinprovinz, Dr. v. Barde⸗ 
leben, Audienz. Um 9 ˙½ Uhr begaben ſich die Hoͤchſten Herrſchaften 
mit Ihrer Hoheit der Prinzeſſin Marie von Sachſen⸗Meiningen zu der 
Soiree bei den Majeſtäten. (Reichs⸗Anz.) 

O Berlin, 15. März. [Publication des Stellvertre⸗ 
tungsgeſetzes und Organiſation eines Reichsſchatz-Amtes. 
— Steuergeſetzgebung. — Parlamentariſches Diner bei 
Friedenthal. — Handels- und Schifffahrts vertrag zwi⸗ 
ſchen Italien und England. — Techniſche Commiſſion 
für Seeſchifffahrt. — Einfuhr engliſcher Producte im 
Januar d. J. — Schifffahrts⸗Unfälle im Jahre 1876. 
Das Geſetz über die Stellvertretung des Reichskanzlers wird nunmehr 
unverweilt publielrt werden; alsdann ſoll dem Bundesrathe und dem⸗ 
nächſt dem Reichstage ein Nachtrag zum Reichshaushaltsetat wegen 
Organiſation eines Reichsſchatz⸗Amtes vorgelegt werden. Erſt auf Grund 
der erfolgten Genehmigung des neuen Amtes werden ſodann die betr. Per⸗ 
ſonalfragen im Zuſammenhang mit den anderweitig ſchwebenden der⸗ 
artigen Fragen zur Löſung kommen. Man wird wohlthun, die vorläufigen 
Gerüchte darüber mit Vorſicht aufzunehmen. Inzwiſchen finden inner⸗ 
halb der Reichsregierung fortgeſetzt die eingehendſten Erwägungen in 
Bezug auf die dem Reichstag vorliegenden Steuerprojecte, namentlich 
dasjenige der Tabaksſteuer, ſtatt. Es herrſcht nach wie vor der ent: 
ſchiedene und lebhafte Wunſch, daß es in dieſer Seſſion, wenn auch 
nicht zu einem legislativen Abſchluß, ſo doch zu einer Verſtändigung 
über den techniſch richtigen Weg kommen möge, welchen die Steuer⸗ 
geſetzgebung zu gehen haben wird. Man iſt beſtrebt, dem Reichstag 
noch weitere poſttive Unterlagen zu gewähren, um zu einem beflimmten 
Urtheil über die verſchiedenen in Betracht gezogenen Steuerreformen 
gelangen zu können. Darauf vor Allem haben ſich auch die mehr⸗ 
fachen neueren Beſprechungen innerhalb der Staatsregierung bezogen. 
— Der Miniſter Friedenthal hat geſtern ein großes parlamentariſches 
Diner, namentlich den Mitgliedern des Herrenhauses, gegeben, zu welchem 
die Einladungen ſchon vor ſeiner Erkrankung ergangen waren. Der 
Miniſter nimmt übrigens ſchon ſeit einigen Tagen wieder Vorträge 
der Räthe in ſeiner Wohnung entgegen. — Hofrath Max Maria von 
Weber wird, wie wir hören, am 6. April ſeine hieſige Thätigkeit be⸗ 
ginnen. — Durch eine am 5. März in Rom ausgewechſelte Decla⸗ 
ration iſt der gegenwärtig in Kraft ſtehende Handels⸗ und Schifffahrts⸗ 
Vertrag zwiſchen Großbritannien und Italien vom 6. Auguſt 1863 
bis Ende dieſes Jahres verlängert worden. — Auf die Tagesordnung 
der am 29. April in Berlin zuſammentretenden techniſchen Commiſſion 
für Seeſchifffahrt iſt, wie wir hören, außer den bereits namhaft gemachten 
Gegenſtänden noch der folgende geſetzt worden: das Verfahren bei 
Beurkundung von Geburts- und Sterbefällen auf den Seeſchiffen. — 
Nach den unter Aufſicht des engliſchen Handelsamtes im Cuſtom Houſe 
zu London bearbeiteten monatlichen „Accounts relating to trade 
and navigation of the United kingdom“ war die Zufuhr der 
hauptſächlichſten britiſchen und iriſchen Roherzeugniſſe und Fabrikate 
nach Deutſchland im Monat Januar 1878, verglichen mit dem gleichen 


Zeitraum des Vorfahres, wie folgt: Blei hatte einen Minderwerth der 
Einfuhr von 12,840 M., Kupfer, roh, von 34,020 M., Eiſen von 
438,120 M., ſeidene Tücher, Schärpen und Shawls von 8040 M., 
Alkalien von 132,280 M. Einen Mehrwerth der Einfuhr dagegen 
erhielt verarbeitetes Kupfer um faſt 30,000 M., Zinn, roh, um 86,600 
M., Eiſenbahnſchienen um 277,920 M., Baumwollen⸗Garne um 
519,140 M., Jute⸗Artikel aller Art um 216,700 M., Wollen⸗ 
garne um 353,400 Mark, wollene Tücher um 334,720 Mark, 
Fußteppiche um faſt 20,000 M. und Heringe um 3,320 M. — 
Nach einer Ueberſicht, welche das kaiſerliche ſtatiſtiſche Amt über die 
Schiffsunfälle an der deutſchen Küſte während des Jahres 1876 auf⸗ 
geſtellt hat, betrugen die Unfälle 94. Es entfallen auf Stranden 75 
Fälle, Sinken 8, Colliſionen 4 und andere Unfälle 7. Die Stran⸗ 
dungen nehmen die bei weitem hervorragendſte Stelle ein. Der Ver⸗ 
luſt an Menſchenleben bei dieſen Schiffsunfällen beträgt etwa 8 pCt. 
der an Bord fämmtliher Schiffe geweſenen Perſonen. Von den in 
den übrigen Fällen mehr oder weniger bedrohten Mannſchaften und 
Paſſagieren retteten ſich 126 durch eigene Schiffsbote, durch ander⸗ 
weitige Selbſthilfe 26 Perſonen, gerettet wurden durch Lootſen drei, 
durch Strandbewohner 27, durch Fiſcher 59 und durch Rettungs⸗ 
Stationen 49. 

Weimar, 15. März. [Der Landtag beſchloß in feiner heutigen 
Sitzung, in Weimar und Eiſenach Landgerichte zu errichten und wegen 
des Neuſtädter Kreiſes ſich mit den reuſſiſchen Fürſtenthümer über die 


Errichtung eines gemeinſchaftlichen Landgerichtes in Gera zu ver⸗ 


einigen. 

Darmſtadt, 13. März. [Ergänzungs⸗W̃᷑ ; 
des 8 die Jahre 1270.80 ae n 9 wg 
fo zeitig vorgelegt wird, daß die ſeither ſtets übliche Verlängerung des lau⸗ 
fenden Finanz⸗Geſetzes, wenn nur irgend thunlich, umgangen werden ſoll, 
ſo dürften die Ergänzungs⸗Wahlen zur zweiten Kammer im Juli oder läng⸗ 
ſtens Auguſt ſtattfinden. 0 ö 

Frankreich. 

O Paris, 13. März. [Aus der Deputirtenkammer. — 
Zur Eiſenbahndebatte. — Aus dem Senate. — Das Geſetz 
über den Belagerungszuſtand. — Die Spaltung in der 
alten reactionären Mehrheit. — Andrieux⸗Caſſagnac. — 
Deputirtenwahlen.] Der Arbeitsminiſter de Freycinet it von 
ſeinem Unwohlſein geneſen und die Kammer kann alſo morgen die 
Eiſenbahndebatte wieder aufnehmen. Der Schluß derſelben wird nicht 
lange auf ſich warten laſſen. Die Gegner des Freyelnet'ſchen Planes 
hatten behauptet, daß der Finanzminiſter nicht mit den Projecten ſeines 
Collegen vom Ackerbauminiſterium einverſtanden fel, und einen Beweis 
für dieſe ihre Behauptung fanden ſie in dem Umſtande, daß in den 
„Débats“, dem Organ Léon Say's, die letzte Rede Rouher's mit 
großer Anerkennung beſprochen wurde. Sie ſcheinen ſich gleichwohl zu 
täuſchen; Léon Say wird morgen in der Kammer erſcheinen, um, 
wenn es noͤthig fein ſollte, den Freycinet'ſchen Antrag zu unterſtützen. 
Von mehr politiſchem Intereſſe iſt die Debatte, welche morgen im 
Senat beginnen wird. Dort ſteht nämlich das Geſetz über den Belagerungs⸗ 
zuſtand auf der Tagesordnung. Man weiß ſchon, daß und in welchem 
Sinne die Commiſſton für dieſes Geſetz den Regierungsantrag, der von der 
Kammer votirt worden, abgeändert hat. Der am Montag niedergelegte 
Bericht Delſol's motiolrt die vorgeſchlagenen Aenderungen in ziemlich 
gemäßigtem Tone, aber in folder Art, daß der „Temps“ geſtern mit 
Recht bemerken konnte, man ſehe aus dieſem Actenſtücke wohl, wie 
weit der Weg, den die Monarchiſten des Senats noch zurückzulegen 
haben, ehe ſie ſich in die Nothwendigkeiten der Zeit gefügt haben 
werden. Aber man hegt keinen Zweifel daran, daß der Commiſſions⸗ 
antrag unterliegen wird. Nicht nur iſt alle Ausſicht dazu vorhanden 
daß die Conſtitutionellen mit den Republikanern gegen ihn fiimmen 
werden, ſondern die Monarchiſten der Rechten können nicht einmal 
mehr auf die Unterſtätzung der Bonapartiſten zählen. Aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkett nach wird die in der alten reactionären Mehrheit ein⸗ 
getretene Spaltung bei dieſer Gelegenheit offenkundig werden. Die 
von dem „Ordre“ gepredigte Auflöſung des bonapartiſtiſch⸗royaliſtiſchen 
Bündniſſes wird von dem „Pays“ und anderen bonapartiſti⸗ 
ſchen Blättern gebilligt, und Paul de Caſſagnae hat den Roya⸗ 
liſten ſogleich einen ſehr auffallenden Beweis feines Mißtranens 
gegeben. Wie bekannt, ſollte nämlich in dem Caſſagnac⸗Andrieux'ſchen 
Ehrenhandel ein Schiedsrichter feſtſtellen, wer von beiden Streitenden 
der Beleidigte ſei. Die Secundanten brachten zuerſt den Legitimiſten 
de Lareinty und dann den Chefredacteur der ropaliſtiſchen „Unkon“, 
Mavol de Lupe, in Vorſchlag. Beide wurden von Andrieux ange⸗ 
nommen, von Caſſagnac aber zurückgewieſen, worauf dann Caſſagnac 
wie Andrieux der Wahl des Republikaners Anatole de la Forge zu⸗ 
ſtimmten. Der letztere hat erklärt, daß Andrieux der Beleidigte ſei 
und dieſer wählte hierauf die Piftolen als Duellwaffe. Das Duell 
ſollte dieſen Nachmittag 3½ Uhr im Gehölz von Veſinet oder im 
Wäldchen von Ville d'Avray ſtattfinden. Wir kennen den Ausgang 
noch nicht. — Für den 7. April werden durch das „Amtsblatt“ aber⸗ 
mals 14 Bezirke zur Wahl eines Deputirten berufen. Einer der 14 
Sitze iſt durch den Tod des Deputirten Le Cesne (Havre) freigeworden, 
die andern durch die Invalldirung ihrer Vertreter. In allen Bezirken 
find ſchon republikaniſche Candidaten aufgeſtellt; mehrere der Invali⸗ 
dirten, unter ihnen Biliotti (Vancluſe) wagen es nicht, noch einmal 
aufzutreten. — Morgen wird der zweite Band Victor Hugo's „Hi⸗ 
stoire d'un crime‘ herauskommen. 


e . J g 

A. C. London, 13. März. [In der geſtrigen Sitzung des Unter⸗ 
auſes] kündigte Sir R. Peel an, er würde nächſten Donnerstag den 
chatkanzler interpelliren, ob die Ernennung Lord Tons“ zum Vertreter 

Großbritanniens in der Gonferenz in Anbetracht feiner bekannten Ans 

ſchauungen über die orientaliſche Frage nicht unrathſam ſei. 

Sir Cardley Wilmot fragt an, ob die Meldung richtig ſei, daß die 
Ruſſen ungeachtet der Unterzeichnung des Friedens thätig mit der Ver⸗ 
ſchanzung der ſich über den ſchmalen Theil ver Landenge von Gallipoli 
ausdebnenden, den vorgeſchobenen Werken der Türkei gegenüber befindlichen 
Linien beſchaftigt ſeien. Der Schaßkanzler erwidert, die Regierung hätte 
davon nichts gehört. Den neueſten amtlichen Berichten zufolge ſtänden die 
ruſſiſchen Vorpoſten etwa 12 (engl.) Meilen von Bulair ſenfeits des Fluſſes 
un en ihre Hauptmacht befände ſich in Kadikoi, etwa 15 Meilen 
von Bulair. 

Major Nolan ſtellt den Antrag, daß den Grperitmenten mit neuen 
Syſtemen von Hinterladungsgeſchützen mehr Aufmerkſamkeit gewidmet 
werden möge, als dies wäbrend der 78700 drei Jahre der Fall geweſen. 
Er bedauert, daß die Arſenalbehörde in Woolwich ſich zu Gunſten der Vor⸗ 
derladungs⸗Artillerie entſchieden und das Hinterladungsſyſtem gänzlich igno⸗ 
rirte, obwohl es in einer Form oder der andern von jämmtlihen großen 
Militarmächten des Feſtlandes adoptirt worden. Seitens der Regierung 
wird der Antrag von Sir Euſtace Cecil, dem Präſes des Artillerieweſens, 
bekämpft, welcher geltend macht, daß die jüngſt in Shoeburyneß angeſtellten 
Schießverſuche entſchieden zu Gunſten der Vorderlagungsgeſchütze ausgefallen 
ſeien, und die Erfahrung des franzöſiſch.⸗deutſchen Krieges, in welchem die 
Zahl der untauglich gewordenen So nec eine ſehr bedeutende 
war, beftätigt hätte. Der Antrag wird zurückgezogen. 

Demnachſt lenkt Mr. Aſchley die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf den 
zwiſchen Mr. Layard, dem britiſchen Botschafter in Konſtantinopel, und dem 
auswärtigen Amt gepflogenen Schriftwechſel mit Bezug auf gewiſſe Angaben, 
die in einem Briefwechfel zwiſchen Mr. Gladſtone und dem Griechen 
Negroponte gemacht wurden, und ſtellt den Antrag, daß das Haus mit 
Bedauern das Verhalten Mr. Layard's in der Angelegenbeit betrachte. Mr. 
Aſchley ſchickt voraus, daß er die Angelegenheit auf eigene Verantwortlich⸗ 


keit jur Sprache bringe, obne darüber mit Mr. Gladſtone in Verbindung 
getreten zu fein. Noch ſei er von einem Gefühl perſönlicher Feindſchaft 
gegen Mr. Layard beſeelt. Die Beſchuldigungen, welche der Antragiteller 

egen Layard erhebt, ſpitzen ſich in die Behauptung zu, daß er dem Kon⸗ 

antinopeler Correſpendenten des „Daily Telegraph“ die Mittheilung ge⸗ 
macht. Mr. Gladſtone hätte in feinen Briefen an Mr. Negroponte die Griechen 
zum Aufſtande gegen die Türkei aufgeſtachelt. Obwohl Mr. Gladſtone und 
Mr. Negroponte die Angaben, nachdem fie vom „Daily Telegraph“ veröffent⸗ 

licht worden beſtritten, hätte Mr. Layard niemals Bedauern darüber aus⸗ 

gedrückt, daß er die Veröffentlichung einer ſolchen Verleumdung veranlaßt. 
Mr. Mond unterſtützt den Antrag, worauf ſich eine längere und ſehr leb⸗ 

bafte Debatte eniſpinnt, im Verlaufe welcher das Verhalten Layards vom 
Unterſtaatsſecretär des Aeußeren, dem Solicitor⸗ General Lord Elcho und 

anderen conſervativen Deputirten warm vertheidigt, von Sir H. James, 
Mr. O'Reilly, Mr. Anderſon und Mr. Sullivan ſehr heftig gerügt 

wird. Der Marquis von . tadelte die Indiscretion Layards 
ſehr ſtreng, aber noch bärter urtheilte er darüber, daß der Botſchafter die 
dem Charakter Gladſtone's ſchuldige Abbitte und Genugthuung nicht geleiſtet. 

92 ſtatt eine ſo grundloſe Anklage, wie die gegen Gladſtone erhobene, ſo⸗ 

ort zu dementiren, gab Layard zu verſtehen, daß trotz alledem etwas dahinter 

ſtecke. Der Führer der Oppeſition tadelt auch die Regierung, weil fie nicht 

das mindeſte Mißfallen über Layard's Verhalten ausgedrückt. Sie verthei⸗ 

dige vielmehr den Botſchafter. Er fordert ſchließlich die Regierung ouf, 

offen zu erklären, ob fie Lavard's Handlungsweiſe als feiner amtlichen 

Stellung entsprechend, ſowie deſſen Erklärungen als befriedigend anſehe. Sie 

möge erklären, ob es einem Vertreter der Königin gezieme, Verbindungen 

mit Berichterftatiern der Preſſe zu unterhalten. angels einer ſolchen Er⸗ 

klärung würde er Aſchleys Antrage ſeine Unterſtützung gewähren. 

Der Schatzkanzler hebt hervor, daß der dem Hauſe vorliegende Antrag 
ſehr ernſte Folgen involvire. Wenn das Haus erkläre, daß Mr. Layard 
nicht ſo discret gehandelt, wie es ſein wichliges Amt erheiſchte, ſo würde 
eine ſolche Erklärung verhängnißvoll für feine Stellung in Konſtantinopel 
ſein. Es ſeien aber auch Reden gebalten worden, welche weiter gingen und 
Mr. Lavard beſchuldigten, ſich zu einer vorſätzlichen Verſchwörung bergegeben 

u baben, die den Zweck hatte, Mr. Gladſtone's Charakter zu ruiniren. 

olche ſchwere Anklagen müßten ſich indeß auf ſubſtantielle Evidenz und 
die klarſten Beweiſe ſtützen, um ſie glaublich zu machen. Das Haus möge 
in Erwägung ziehen, daß zur Zeit des Vorfalles die größte Aufregung in 
Griechenland herrſchte und daß die britiſche Regierung Alles aufbot, um 
Griechenland von einer Beiheiligung an dem Kriege abzuhalten. Es war 
ſomit Mr. Layard's Pflicht, die Regierung von dem Briefwechſel zwiſchen 
Mr. Gladſtone und Mr. Negroponte zu unterrichten. Nachdem der Schap: 
kanzler geendet, wurde zur Abſtimmung geſchritten, welche die Verwerfung 
des Antrages mit 206 gegen 132 Stimmen ergab — ein Ergebniß, das von 
den Miniſteriellen mit nicht enden wollendem 1 begrüßt wurde. 

Der Sultan] hat der Baroneß Burdett Coutts in Anerkennung ihrer 
philantropiſchen Beltrebungen zu Gunſten der türkiſchen Flüchtlinge den 
Großcordon des Medjidie⸗Ordens verliehen. Es iſt dies das erſte Mal, daß 
einer Dame eine ſolche Auszeichnung zu Theil geworden. 

Lohnberabſetzung.] In einer vorgeſtern in Sheffield abgehaltenen 
Verſammlung der Koblengrubenbeſitzer von Süd⸗Yorkſbire und Nord⸗ 
Derbyſbire wurde beſchloſſen, unverzüglich eine Herabſetzung der Arbeits: | 
löhne um 7% Procent eintreten au laſſen. Es wurde hervorgehoben, daß 
das Fallen der Kohlenpreiſe im Grunde genommen eine Herabſetzung von 
12% pCt. rechifertige, aber man lam überein, die anderen 5 pCt. fpäterer 
Erwägung vorzubehalten. . 


Osmaniſches Reich. 

M. Pera, 8. März. (Von unſerem Speckal⸗Correſpondenten.) 
[Die türkiſche Armee. — Kriegsgerichte.] Unter den vielen 
und weittragenden Reformen, welche geplant werden, iſt es die Reorga⸗ 
niſation der Armee, der gegenwärtig eine beſondere Aufmerkſamkeit 
und Sorge zugewendet wird. Hat der ſoeben beendete Krieg auch 
immer und überall gezeigt, daß der türkiſche Soldat vorzüglich bewaffnet 
iſt und den alten Ruf türkiſcher Tapferkeit und Ausdauer von Neuem 
glänzend beſtätigt hat, ſo iſt doch nicht weniger klar aus den Ereigniſſen 
hervorgegangen, daß die Führer, das Unterofſizier⸗ und Dffiztercorps, 
der Generalſtab, die Verwaltung und das Medicinalweſen des Heeres 
eine Unzulänglichkeit und Unfähigkeit bewieſen haben, welche jeden 
Steg verkleinerten, jede Niederlage aber nur vergrößern konnten. Die 


Reorganiſation erſtreckt fi) vor Allem auf das Dffiziercorpd. Mehemed vorigen Woche haben bewirkt, daß die durch die milde Witterung des Februar 
Ali Paſcha, der ſoeben zum Chef des Generalſtabes der Armee ernannt | gewedten Hoffnungen auf ein zeitiges Frühjahr ſich als nichtig erwieſen 


iſt, gilt als die Seele aller ſich auf das Heerweſen erſtreckenden Neue⸗ 
rungen, — die beſte Beſtätigung, daß man ſich an maßgebender Stelle 
zu der in der Kammer ſo laut und wiederholt verlangten Verſetzung 


Alt in erſter Linie eine allgemeine Wehrpflicht verlangt hat, welche 


keinen Unterſchied der Religion anerkennt. Wenn auch der Sultan] am 14. d. Mis. im Springer'ſchen Saale unter dem Vorſitz des Directors, 


bis jetzt dieſem Vorſchlag noch nicht ſeine Billigung geſchenkt hat, ſo 
iſt doch nicht daran zu zweifeln, daß gerade dieſer Souverän, der den 
Pfad der Traditionen verließ, indem er die Conſtitution proclamirte, 


nicht wieder auf ihn zurückkommen wird, ſich einer Einrichtung wider: Zinsfuß die Hypothekenanleihe beſchafft worden, ob und in welchen Effecten 


ſetzend, die zwar den Charakter des osmaniſchen Heeres durchaus än⸗ 
dern, andererſeits aber alle die Vortheile im Gefolge haben würde, 
welche die allgemeine Wehrpflicht, die Gewöhnung an Ordnung und 


Gehorſam, den Bevölkerungen civilifizter Staaten gebracht hat. Um und des Directors Oelsner ertheilte Antwort ging dahin, daß die auf dem 
die Unbrauchbaren aus dem Offtziercorps auszumerzen, haben bereits] Grundſtücke Sternſtraße 4a baftende Hppotbekenſchuld mit 5 pet. verzinſt 


zwei Kriegsgerichte ihre Thätigkeit begonnen. Sie ſind folgendermaßen zu⸗ 
ſammengeſetzt: Gerichtshof für Europa: Präfident Derwiſch Paſcha, Mit: 


glieder: Irret Paſcha, Savfet Paſcha (General), Nusrit Paſcha, Ali Haldar Außgahlung ber Dividende an die Mitglieder werde flüſſig gemacht Betten 


a, Mehmed „Ali Nizami Paſcha; Gerichts ü : | möflen. 
518 f Beige 5 De 1 ie 2 — — — ſo ſei dies die Einnahme der letzten Tage, welche als Kaſſenbeſtand 


Präſident Hallm Paſcha, Mitglieder: Muſtapha Turfik Paſcha, 
wiſch Paſcha, Haſſan Paſcha, Felzi Paſcha, Kurſchid Paſcha. Vor dem 
Gerichtshof für Europa wird gegenwärtig die Anklage gegen Falk 
Paſcha, den früheren Commandanten von Bajazid, verhandelt. 


bei abwechſelnd ſtarkem Schneefall. 5 
0 ſtark geweſen, daß heut Alles in eine recht dicke weiße Decke eingehüllt iſt. 
Mehemed Ali Paſcha's in den Anklagezuſtand nicht entſchließen wird.] Die in den Spätſtunden des Morgens und in der erſten Mittagszeit hervor⸗ 


Ueber die Einzelheiten der Reorganiſation iſt noch nichts in die Oeffent⸗ tretende Sonne wird dieſe Schneedecke freilich in große Lachen und uner⸗ 
lichkelt gedrungen; als verbürgt kann erwähnt werden, daß Mehemed | gründlichen Schmutz verwandeln. 


So⸗ 42,000 M. als einen im Verhältniß zu dem Geſchäftsumfange des Conſum⸗ 


Theil in der Unzuverläſſigkelt und Unfähigkeit des von dem früheren! 


franzöſiſchen General⸗Director angeſtellten Perſonals wurzeln, giebt 
es genug zu beleitigen. Mit dem finanziellen Ergebniß des Be⸗ 
trlebsjahres 1877 werden die Actlonäre zufrieden fein können. 
Die Zuſammenſtellung weiſt eine Einnahme von 35,198,718 Frs. 
auf. Von dieſer Summe kommen in Abzug 12,997,520 Fries. für 
Betriebs⸗Unkoſten ꝛc. x. und 2,750,700 Fred. für extraordinäre Aus⸗ 
gaben (die ſich meiſtens durch die ſtarke Abnützung des Materials er⸗ 
klären). Es bleiben demnach 19,450,498 Fres. als Ueberſchuß. — Ein 
Eiſenbahnunfall, der ſich vor einigen Tagen zwiſchen Tirgu, Freimos 
und Ruginoſa ereignete, hätte leicht der Geſellſchaft einen nicht unbe⸗ 
deutenden Schaden zufügen können. Mehrere mit Kranken angefüllte 
Waggons eines ruſſiſchen Sanitätszuges hatten ſich losgelöſt und waren 
bei dem dortigen ſtarken Gefälle der Linie mit mehr als doppelter Ge⸗ 
ſchwindigkeit zu Thal geſauſt. Diesmal zeigte es ſich, wozu Verſpätungen 
manchmal gut ſind — ein Güterzug, der dieſelbe Strecke entgegen⸗ 
kommend, paſſiren ſollte, hatte die auf rumäniſchen Bahnen reglements⸗ 
mäßige Verſpätung pünktlich innegehalten und entging ſo dem Schick⸗ 
ſale zertrümmert zu werden. — Auf der Donau beginnt der Verkehr 
ſich zu heben. Ein ruſſiſcher Dampfer iſt glücklich ſtromaufwärts bis 
Ruſtſchuk vorgedrungen und vermittelt jetzt den Verkehr zwiſchen dieſem 
Platze und Siſtova. — Von den Wahlſtätten Bulgariens wird ein 
eigenthümlicher Handelsartikel den weiter hinauf bis nach Bazias ſteuern⸗ 
den Schiffen zugeführt. Den Unternehmern — im Vordergrund ſtehen 
hierbei in der Regel polniſche Juden — welche die Einebnung und Desinſi⸗ 
cirung der Schlachtfelder um Plewna übernehmen, wurde dafür als Equi⸗ 
valent die Verwerthung der Pferdeknochen geſtattet. Nun werden aus den 
Maſſengräbern Thier⸗ wie Menſchengebeine ohne jeden Unterſchied heraus: 
geſcharrt und in großen Ladungen bis nach Mähren expedirt. Man 
giebt ſich vorher weiter keine Mühe die Gerippe zu zertrümmern und 
dieſe Ueberreſte braver Soldaten kommen, nachdem noch nicht ein einziges 
Mal Gras über ihrer Ruheſtätte gewachſen, im Auslande an, um dort 
in Spodium⸗Fabriken zerkocht und zermalen zu werden. Der Dung⸗ 
ſtoff, in den die ruſſiſchen harten Knochen verwandelt werden, wird 
dazu dienen, neues Leben emporſprießen zu laſſen. Wenn man auch 
mit der ſchließlichen Verwerthung der Gebeine mit Beiſeiteſetzung aller Senti⸗ 
mentalität ſich einverſtanden erklären mag, ſo liegt doch in dem Heraus⸗ 
relßen der Reſie der im ehrlichen Kampfe Gefallenen ſo kurz nach 
ihrem Tode eine Rohheit ausgeprägt, die jetzt, trotzdem der Krieg ſo 
viel Rohheit zu Tage gefördert hat, daß das allgemeine Gefühl dafür 
etwas abgeſchwächt iſt, doch anwidern muß. Es iſt wahr, daß aus 
den Gebeinen der bei Leipzig Gefallenen Stiefelwichſe fabrieirt worden 
iſt und daß aus der Krim große Ladungen nach England zu gleichem 
oder ähnlichem Zweck geſchafft worden ſind, aber nirgends geſchah dies 
doch zu einer Zeit, wo dem Friedensinſtrument noch die Unterſchrift fehlt. — 


Von Rußland aus hat der Rücktransport der Kriegsgefangenen begonnen 55 


und in gleicher Weiſe werden Vorkehrungen getroffen, die in Rumänien 
internirlen Türken nach der nunmehr ferner gerückten heimiſchen 
Grenze zurüdzubefördern. — Das rumäniſche Papiergeld ſollte am Iten 
October 1877 der Circulation übergeben werden. Inzwiſchen war es 
zur Legende geworden und die Mittheilung, daß es nun doch aus 
Paris, wo es fabrizirt worden iſt, hier angelangt ſei, überraſcht förm⸗ 
lich. Ueber den Cours, zu dem es in Umlauf geſetzt werden wird, iſt 
momentan noch nichts bekannt. — Der Hof hat eine dreiwöchentliche 
Trauer für den verſtorbenen Erzherzog Franz Carl angelegt. 


Provinzial- Beitung. 


% Breslau, 16. März. [Winter.] Die Gewitter in dieſer und in der 


haben. Wir leben Abends, in der Nacht und Morgens in einer Kälte von 
1 bis über 4 Grad (beut verkündet unſere Sternwarte faſt 3 Grad Kälte) 
Es iſt derſelbe ſeit geſtern Abend ſo 


H. Breslau, 15. März. (Breslauer Conſum Verein.] In der 
Rittergutsbeſitzer A. Oels ner, abgehaltenen, zahlreich beſuchten General: 
verſammlung wurde zunächſt vom Geſchäftsführer Sachs der Geſchäfts⸗ 
bericht pro 1877 vorgetragen. Bei der Discuſſion über den Bericht richtete 
Kreisausſchuß⸗Secretär Steinmetz die Frage an die Direction, zu welchem 


die zinstragenden Capitalien im Betrage von 43,000 M. angelegt ſeien und 
warum letztere nicht zur Abſtoßung der Anleihe verwendet werden, da auch 
ſonſt noch in dem Kaſſenbeſtande von 42,000 M. eine ausreichende Summe 
als Betriebscapital vorhanden ſei? Die ſeitens des Geſchäftsfübrers Sachs 


werde, daß die in der Bilanz als zinstragend angelegten Capitalien von 
43,000 M. beim hieſigen Vorſchußverein und alſo überhaupt nicht in Pa⸗ 
pieren angelegt ſeien und daß dieſer Beſtand in den nächſten Tagen zur 


as die als Kaſſenbeſtand aufgeführte Summe von 42, Y 
bei der Bilanzaufſtellung aufgenommen werden mußte und an den folgen: 


den Tagen vielleicht ſchon wieder zur Bezahlung von Waarenrehnungen 
verwendet wurde. Director Riemann bezeichnete den Kaſſenbeſtand von 


bald dieſe erledigt iſt, wird über Suleiman Paſcha geurtheilt werden, vereins außerordentlich geringen. Secretär Steinmetz erklärt ſich durch 


der augenblicklich als Gefangener ſich an Bord eines Panzerſchiffes in]! 


Gallipoli befindet. Suleiman Paſcha hat in dem Zwiſt zwiſchen ihm 
und Reuf Paſcha in bedenklicher Weiſe den Kürzeren gezogen und ſehr 


viel Ausſicht, durch das Kriegsgericht zum allgemeinen Sündenbock ſammlung 


geſtempelt zu werden, während Reuf Paſcha trotz aller Intriguen 
Suleimans, trotz aller Snterpellationen und Demonfirationen in 
der Kammer, feſter ſteht denn je. Mit leichtem Herzen hat er 


allerdings die Volksvertreter ſcheiden ſehen; verſchiedene Antworten auf] Sitzungen verſammelt 


nicht gut zu beantwortende Fragen wird er ihnen ewig ſchuldig bleiben, 
ſollte man auch, wie bei der Hartnäckigkeit einiger Deputirten zu er: 
warten iſt, in der nächſten Sitzungsperlode auf fie 


die Reiſediäten in der Taſche. Die Ausſicht, daß die Regierung den 
Deputirten die Frledensbedingungen mittheilen würde, hatte Einige 


bis jetzt noch hier zurückgehalten, doch ſeitdem nicht mehr die Rede welche ſich der Auſſichtsrath mittelſt Cooptation verſtärkt 
davon iſt, haben auch dieſe das goldene Horn verlaſſen, um theils zu [als Auſſichtsratbsmitglieder beſtätigt. — Den letzten B 


Schiffe heimzukehren, theils, in Scutari das Kameel beſteigend, auf 
dem Sandwege ihren Wohnort zu erreichen. 

B. F. Bukareſt, 13. März. (Von unferem. 
denten.) [Die rumäniſchen Eiſenbahnen. — 
unfall. — Dedinfichrung des Schlachtfeldes bei Plewna. 
— Rücktransport der Gefangenen. — Rumäniſches Papier- 
geld. — Hoftrauer.] Die vor Kurzem erfolgte Anerkennung des 


Direciorlums der rumäniſchen Eiſenbahnen hat in allen deutſchfreund⸗JFroſt, Director Riemann, Kreisausſchuß⸗Secretär Steinmetz und Juſtiz⸗ 
lichen Kreiſen umſomehr befriedigt, als die Schwierigkeiten bekannter 


waren, welche rumaͤniſcherſeits dagegen erhoben wurden. Man er⸗ 
wartet, binnen Kurzem die Wirkungen des kräftigen Eingreifens 
des neuen Directoriums wahrzunehmen. 


zurückkommen.] Disponent 
Doch das hat noch gute Weile, und vorläufig befinden ſich die Abge⸗ Zellena 
ordneten auf dem Rückwege, 10,000 Piaſter, natürlich Kaimeh, und ba 


Auskunft der Direction befriedigt und betont, daß er durch ſeine Frage 
in keiner Weiſe der Direction habe ein Mißtrauensvotum geben wollen. — 
Auf Grund des vom Stadtrath a. D. Rahner erſtatteten Kaſſenberichts, 
bei welcher Gelegenheit der Berichterſtatter der Direction Namens der Ber: 
den Dank für die umſichtige und erfolgreiche Leitung der Geſchäßte 
wurde ſeitens der Verſammlung einſtimmig Decharge ertbeilt. 


die 


ausſorach, 
— Die Dividende wurde auf 8% pCt. feſtgeſetzt; dieſelbe iſt vom 15. d. J 
ab an der Vereinskaſſe zahlbar. — Direclor Oelsner macht bierauf Mit: 
theilung über die Thätigkeit des Verwaltungsraths, welcher ſich zu 1 

a ebenſo über die Zahl der vorgenommenen In⸗ 
venturen. — Bei der folgenden Wahl von Mitgliedern des Aufſichtsraths 
wurden die bisherigen aus dem Verwaltungsrath ausſcheidenden Mitglieder 
Geſchäftsfubrer Sachs, Lebrer Schneider, Kaufmann Kopiſch, 
Vaillant, Schubmachermeiſter Grunert, Tiſchlermeiſter 
u Drechsler Geis, Procuriſt Reche, Gymnaſtallehrer Ned 
Registrator Scheffner (Heinrichau) und Reichsbank = Bud: 
ter Ludwig mit an Einſtimmigkeit grenzender Majorität wiederge⸗ 
wählt, ebenſo auch wurde die Wahl der Herren: Werkmeiſter Froſt, Kauf⸗ 
mann Kringel, Steuerratb Paſtorff und Buchhalter Köhly, durch 
reſp. ergänzt hatte, 
unkt der Tagesord⸗ 


um, 


nung bildete die Berathung über einen Zuſatz zu § 9 der Statuten in Ber 
treff der GrundbeſitzCommiſſion und ihrer Functionen. Der Verwaltungs: 
mmiſſion befürworteten die Annahme eines Zuſatzes zu § 9 der Statuten, 


liedern wähle, welche der Verwaltungsrath bei Beſchlußfaſſungen, die den 
rundbeſitz des Vereins betreffen, zuzuziehen habe. Die von der Commiſſion 


auszuübenden Functionen ſollten von der Generalverſammlung feſtgeſetzt 


werden. Nach längerer Discuſſion, an welcher ſich die Herren Hubn, 


Not rungen beeinträchtigt. 


M. Reichsbank 155, 


Special⸗Correſpon⸗ en und die von der letzten Generalvderſammlung gewählte Grundbejig: | Wind 


Eiſenbahn⸗ dahin gehend, daß die Generalverfammlung eine Commiſſion von 7 Mit: 


atb Löwe betbeiligten, beſchloß die Verſammlung, von jeder Statuten⸗ 
Aenderung Abſtand zu nehmen und die Wahl einer GrundbeſitzCommiſſion t 
als überflüſſig überbaupt abzulehnen. Director Oelsner batte ſich für die Von Daniel Jacoby. 
' Niederſetzung der Commiſſion erklärt und darauf aufmerkſam gemacht, daß — A 
Hinderniſſe, welche zum! die Direction beabsichtige, im Laufe des Sommers namentlich zur Ber: 


iat der Bäckerei einige größere Bauten vorzunehmen. Vor dent 
Schluß der Verſammlung mathte Geſchaftsfährer Sachs noch einige inter⸗ 
efja.te ſtatiſtiſche Mitteilungen über die Cutwicklung des Genoſſenſchaſts. 
weſens in Deutſchland ſpeciell die der Conſumvereine. Nach denſelben 
nimmt de Breslauer Conſumverein noch immer feine erſte Stelle unter 
den Conſumereinen Deuiſchlands ein; was ums fo beachtenswerther er⸗ 
ſcheint, als derſelbe lediglich ein Waaren⸗Detail⸗Geſchart betreibt. Nach den 
Mittheilungen des Director Oelsner iſt der Umſatz in den Vereins⸗ 
lägern auch in dieſem Jahre wieder erbeblich geſtiegen. Der: 
ſelbe betrug in den Monaten Januar und Februar 1878: 100,000 Mark 
mehr als in den entſprechenden Monaten des Vorjahres. 


M Warmbrunn, 15. Marz. [Sturmſchäden und ſtarker Schnee⸗ 
fall.] Die mit den am 8. und 12. d. M. auch über unferem Thale toben⸗ 
den Gewittern verbunden geweſenen gewaltigen Stürme haben in den 
bieſigen Gebirgswaldungen ebenfalls nicht unbeträchtlichen Schaden ange: 
richtet. Beſonders zeigen die dem Anprall des Sturms von Nordweſten 
her blosgeſtellt geweſenen einzelnen Waldblößen bedeutenden Windbruch⸗ 
Die ſowohl in Folge der Gewitter und der orkanartigen Stürme bald darauf 
eintretende ſtarke Abkühlung zog einen nochmaligen ſtarken Schneenieder⸗ 
ſchlag nach ſich, der an Maſſenhaftigkeit alle Schneefälle des bisherigen 
Winters übertraf und der fiber noch eine Märzſchneebahn bier im 
Gebirge bergeſtellt haben würde, wenn ſich nicht der Einfluß der bereits 
ſtärker wirkenden Sonnenſtrablen faſt täglich in den Mittagsſtunden in allzu 
wirkſamer Weiſe geltend gemacht hätte. 


X. Leobſchütz, 14. Marz. (Raubmord. — Städtiſche höhere 
Töchterſchule. — Lehrer Doiwa. — Simultanſchule.] Im Ans 
ſchluß an meine letzte Correſpondenz vom 10. d. Mis. (Nr. 1189) theile ich 
mit, daß die in unſerem benachbarten Gröbnig in ihrer Wohnung tedt auf⸗ 
gefundene Frau, wie durch die in dieſen Tagen ſtattgefundene gerichtliche 
Section feltgeftellt, nicht eines natürlichen, vielmehr eines gewaltſamen To⸗ 
des geſtorben iſt. Des an ihr verübten Mordes iſt ein junger Mann aus 
Gröbnig, welcher der Verſtorbenen ſchon früher unehrenhafte Anträge ge⸗ 
ſtellt, die aber ſtets von derſelben mit Entſchiedenheit und Entrüſtung zurück⸗ 
gewieſen worden waren, in ſo hohem Grade verdächtig, daß ſeine gerichtliche 
Verhaftung erfolgt iſt. Soviel ſteht jetzt ſchon feſt, daß bei der Ermordung 
der unglücklichen Frau, welche allgemein bedauert wird, zugleich eine Be⸗ 
raubung ſtattgefunden hat. Die in vollem Gange befindliche Vorunter⸗ 
ſuchung wird hoffentlich bald mehr Licht in die dunkle That bringen. — 
In der letzten, am 12. d. Mts. ſtattgehabten Sitzung der Stadtverordneten 
kam ein erneuerter Antrag des Magiſtrats auf Errichtung einer ſtädtiſchen 
böberen Töchterfhule zur Beſchlußfaſſung. Die Stadtverordneten waren 
bekanntlich in einer der letzten Sitzungen, die Bedürfnißfrage einer ſolchen 
Töchterſchule verneinend, dem Magiſtratsbeſchluß nicht beigetreten. Jetzt 
haben ſich von 32 anweſenden Stadtverordneten 17 für die Errichtu 
einer ſtadtiſchen höberen Töchterſchule, 15 dagegen erklärt, jo da 
hiernach der erwähnte Magiſtratsbeſchluß zur Ausführung gelangen 
wird. Zu wünſchen ift, daß, da die biefige Kloſterſchule, in welcher 
unſere Töchter eine hohe Ausbildung erhielten, auf Anordnung der 
königlichen Regierung 121 1. October d. J. geſchloſſen werden ſoll, 
mit der Ausführung dieſes Beſchluſſes ſchnell vorgegangen wird, zumal, wie 
man uns mittheilt, die Schulſchweſtern, dem Beiſpiele der Urſulinerinnen 
in Breslau folgend, den Schließungstermin für ihre höhere Töchterſchule 
nicht abzuwarten entſchloſſen ſind. — Der hieſige Elementarlehrer Doiwa 
ift, wie ich ſoeben aus beſter Quelle erfahre, von dem Magiſtrat in Nams⸗ 
lau als dritter Lehrer für die daſelbſt zu errichtende höhere Knabenſchule 
rufen. Herr Doiwa, eine ſehr bewährte Kraft an der hieſigen ſtädtiſchen. 
Schule, hat die Wahl angenommen und wird, wenn es ihm gelingt, ſeinen 
mit der Commune abgeſchloſſenen Dienſtvertrag vor Ablauf der Kündigungs⸗ 
friſt aufzulöfen, ſchon zum 10. Mai d. J., an welchem Tage jene Knaben⸗ 
ſchule eröffnet werden ſoll, ſein neues Amt antreten. — Zu Oſtern wird 
die durch übereinſtimmenden Beſchluß der ſtädtiſchen Behörden im Laufe 
des vorigen Jahres ins Leben gerufene Simultanſchule eröffnet. An der⸗ 
ſelben werden 24 Lehrer fungiren. 


Berlin, 15. 22 405 [Börſe.] Die feſte Stimmung, welche an geſtriger 
Börſe gegen Schluß ſtatigefunden hatte, fand heute ſozuſagen noch einen 
Nachklang, denn trotzdem die geſchäftliche Thätigkeit wieder eine bedeutende 
Abnahme zeigte, ließ die allgemein vorwaltende Feſtigkeit nichts zu wünſchen 
übrig. Coursberabſetzungen find nur zu den Ausnahmen zu zählen, und 
wenn die vorgekommenen Courserhöhungen auch nur nach kleinen Bruch⸗ 
theilen zu meſſen ſind, ſo giebt doch die zahlreiche Menge derjenigen Effecten, 
welche Steigerungen davontrugen, einen Anhalt dafür, daß die feſte Ten⸗ 
denz auch in den verſchiedenſten Effecten⸗Gattungen Boden gefunden hatte. 
Einigermaßen war die Feſtigkeit der hieſigen Börſe durch ſchwächere Wiener 
{ n der Wiener Börfe hatte die im engliſchen 
Unterhauſe auf die Anfragen Onslow's und Deniſon's abgegebene Erwide⸗ 
rung des Schatzkanzlers Northeote einen ungünſtigen Eindruck hervorgerufen. 
Die durch den Telegraphen auch nach hier übertragene Abſchwächung war 
jedoch ſchnell vorübergehend. Die internat. Speculationspapiere hielten ſich 
unter unbedeutenden Schwankungen auf geſtrigem Niveau. Nar in Oeſterr. 
Credit und Franzoſen fand ein etwas lebhafteres Geſchäft ſtatt. Die öſter⸗ 
reichiſchen Nebenbahnen blieben unbelebt, trugen aber eine recht feſte⸗ 
Phyſiognomie. Galizier zogen etwas an. In den localen Speculations⸗ 
effecten war der Verkehr ſehr geringfügig und behaupteten die Courſe im 
Großen und Ganzen ein etwas höheres Niveau. Es notirten Disconto⸗ 
Commandit ult. 118,40 —118,25— 118,40, Laurabütte ult. 72,75—73—72,75, 
auswärtige Staatsanleihen erfuhren nur ganz unweſentliche Veränderung 
und blieben faſt abſolut geſchäftslos. Ruſſiſche Werthe zogen bei ſebr ruhi⸗ 
gem Geſchäft etwas an. Sproc. Staatsanleihe per ult. 83% —84 8 —83 
bis 84, Ruſſiſche Noten per März 221— 21 —21 74, per April 221% bis 
214 —21½. Preußiſche und andere deutſche Stagtspapiere unverändert 
ſtill. Eiſenbahn⸗Prioritäten ruhiger, aber ſehr feſt. Von einheimiſchen 
wurden Anhalter C. und Görlitzer C. in Poſten aus dem Markt 
genommen. Auf dem Eiſenbahn⸗Actienmarkte zeigte ſich eher gute 
Kaufluſt. Die rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Speculations⸗Deviſen zogen in 
den Courſen an. Hamburger ebenfalls lebhaft und ſteigend. Pots⸗ 
damer wurden zu höherem Courſe rege umgeſetzt. Stettiner glichen ihren 
Rückgang wieder aus. Angenehm lebhaft waren ferner Schleſiſche Bahnen⸗ 
Actien. Von leichten Actien Weimar⸗Gerger, Nordhauſen⸗Erfurt, Nabebabn 
und Oſtpreußiſche Südbahn in einigem Verkehr. Bankactien ſehr ſeſt und 
nicht ganz unbelebt. Deutſche Bank höher. Norddeutſche Grundcrevitbank 
anziehend, Spielhagen erhöhte wiederum die Notiz, Preußiſche Bodencredit 
beſſer, Breslauer Discontobank behauptete ſich in feſter Haltung, Hübener 
ing lebhaft um, Mecklenburgiſche Bodencredit, Leipziger Credit und Berliner 
Raflenverein böber, Schleſiſcher Bankverein in großem Verkehr, auch Pro⸗ 
ducten⸗ und Handelsbank rege. Spritbank Wrede beliebt. Induſtriepapiere 
betheiligten ſich nur ſehr wenig am rn Viehhof beſſer, Große Pferde⸗ 
bahn ebenfalls böber. Tietzſch Maſchinenfabrik niedriger, Leopoldshall matt, 
Köln⸗Müſen behauptet, Warſteiner Gruben beliebt, Pluto niedriger, Berg. 
Märk. Bergw. ſchwach, Wilhelmine Victoria gedrückt. . 
Um 2% Uhr: Feſt. Credit 394,50, Lombarden 124, Franzoſen 433,50, 
Disconto⸗Commandit 118,50, Laurahütte 72,75, Türken —, 
Italiener 73,60, Oeſterr. Goldrente 62,90, do. Silberrente 56,40, do Papier⸗ 


5 rente 52,90, Ungariſche Goldrente —, Sproc. Rufen 83,75, Köln⸗Mindener 


95,50, Rheiniſche 107,40, Bergiſche 75,50, Rumänen —. 

en ns⸗Courſe (uur für Poſten). Amerik. Bonds⸗Cy. 4,175 bez., do. 
Papier⸗Cp. 4,06 bez., Oeſterr. Silb.⸗Rent.⸗Cp. 179,75 bez. do. Eiſenb. Cp. 
179,50 bez., do. Papier⸗Rent.⸗Cp. 169,60 bez., Ruſſiſche Cp. 219,55 bez., 
Ruff. Engl. Anl.⸗Ep. 20,46 bez., Franz. Cp. 87,1081 bez., Diverfe engl. 
20,19 20,06 bez., Rum. Cp. 2,70, de 77 2,70 Br. 


0 TTT —— 
Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
i Sternwarte zu Breslau. 


März 15. 16. Nachm. 2 Uhr. Abends 10 Ubr.] Morgens 6 Übr 
Lultwürme ——7232* * * 0°,6 — 29,4 85 200 
Luftdruck bei O)). 334% 24 334,83 384,5 
Dunſtdru k 9 85 8 500 3 755 
F 8 | NE. 2. | N. 2. 
Wetter | wolkig. trübe. Schnee. 
Breslau, 16. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 66 Em. II. -B. 1 M. 60 Em 

Literariſches. 


„[Die Nr. 10 der „Gegenwart“ ] von Paul Lindau, Verlag von. 
Ges Geilte in Berlin, enthält: N innere Politik Rußlands in den 
abren 1815—1818. Von Immanuel Rojenitein. — Literatur und Kunſt: 
3 Antonio de Alarcon. Von Wilhelm Lauſer. — Göihe und Friedrich . 
lub.) — Nur ein Neger. Von Hermann Soyaur. 
4 der Hanptitadt: Gabriele. Schauſpiel in 4 Aufzügen von Hugo 
Beſprochen von Pazl Lindau. — Notizen, — Inſerate. 


Bürger. 


ia une anna un ST us rnbsFLU ET LE? a Por nam Sn ne seinen 
Berliner Börse vom 15. März 1878. 


Fonds- und Bold Tenee: Weohsel-ourse, 
Deutsche Reichs- An bz 
Consolidirte Anleihe, 4 185.00 0 A 10750 * 
n art 3 M. 2 | 20,305 ba 
Btaats-Anleiho er 96,60 bz Paris 100 Fre 58 T. 28120 b 
Staats- e e 31 92, 60 bz Petersburg 100 SR... 3 M. 6½ 219,60 ds 
Präm.-Anleihe v. 1855 30 139, 1 bad 51 20.50 
Warschau 180 SR. 8 T. 5 ½% bz 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 102 2 bz Wien H 8 T. 4½ 170,10 ba 
Berliner ........ 413110:,40 dz r 2 M. 4169,10 bs 
N 1* nd = 
0. ... 
do. %% bz Elsenbahn-Stamm-Astlen 
do. Ludock. rd. 4½ — — 3 
Bosensche meuo 3% 8830 3 Fr nen Maste! 04 1880 bs 
chlesische ..... 5.8 re A 2 
Tanmbefl. Central 5 95 bzB Berg. -Märkiache, .| 3, | — 4 | 75,30 bz2@ 
/ Kur- u. Neumärk, |4_ | 9,70 bz Berlin-Anhalt,, ..| 6 — 4 | 87,00 520 
(Pommersche . 4 | 98,80 6 Berlin-Dresden 0 — 4 9,99 bza 
© Posensche 4 95,80 bz Berlin-Görlitz .. .| ® — 4 | 14,40 ba 
I Preussische „15 bz Berlin Hamburg. Il — 4 174.00 6 
E Westfäl, u. Rhein. 98,40 bz Berl.-Potsd- Magdb 3½ — 4 | 78,10 20 
sächsische. 20 ba 2 n . 15 2 5 102,15 120 
MIschles ische 4 | 95,80 68 öhm. Westbahn. — 00 bz 
Badische Prüm. Anl. } 121,70 bzB Breslau-Freib,. — 4 | 65,50 bz@ 
Baierische 40% Anleihe e 121,00 B Cöln-Minden, ... |, — 4 4.50 ba 
Oöln-Mind.Prämiensch. 3½ʃ 111.25 — Dux-Bodenbach.B.| 0 — 14 | 14,50 bz 
Bächs, Rente von 1876|3 12.15 he ge “ — 4 17 8 ha 
— — alle-Sorau-Gub, . — 90 bz 
Kurh, 40 Thaler-Loose 242,50 B Hannover-Altenb, 25 — is | a 510 
Badische 35 Fl.-Loose 135 bz Kaschau-Oderberg — 3.90 bz 
Braunschw. Präm,-Anleihe 52,00 bzB Kronpr. Rudol 5 — 5 | 49,10 bz& 
Oldenburger Loose 137,25 6 ee e 4 — — n 1820 5 
— — ärk,-Pos üs — 
1 = etozB |Dollars 4,185 @ 1 N — + — Ka 
Bover. 20, Oest, Bkn, 170,60b26 nz-Ludwigsh, . — 5 
Napoleon 16. 23 bz@|do,Silbergd. — — Niederschl.-Märk. 4 4 4 96,50 6 
Imperials 16, 67G Russ. Bkn, 220,80 bz Oberschl, A, C. P. E. 920 12 3 122, ‚49 ba 
r e 75 — 310 14 ug 1 
n-Certifoate. o. B.. . 5% — 70 br 
Krupp'sc N 5 107,30 bz Oesterr.-Fr. 8t.-B.! 5% | — |4 |431,00- 32,60 bz 
Genn 8 5 41 0 bag Oescgudb. Lomb) 9 2 1 5 504 b. 
5 101, 50 bz@ > et 7 
Deutsche Byp- Be PB. ‚A| 92,00 bac 6 85 he 33,00 Be 
do. 0. 5 100.50 bz& O. U. -B. . 9.25 
Kündbr. ci. Bod.-Cr. 4½ 10, 20 ba Reichenberg. Pard. 11 — 4½ 31,75 ba. 
Snkünd, do. (1872 01 80 bz Rheinische 7½ [— 4 105,767,258 bz 
4 rückzb. 4 0 5 1106,90 @ do. Lit. B. (40% gar.) 4 4 4 | 93,50 bag 
7 0 4½ 9910 b. Ahein. Nahe Rahn. 0 |— 40 bzB 
4 HI. d. Pr. Bd. ae Me Rumän,Eisenbahn| 0 — 4 | 24,40 ba 
4o. III. Em. do. 5 101,90 bz@ Schweiz Westbahn 45 — 4 16,90 B 
Kündb.Hyp.Schuld, do.!6. 100 bz Stargard - Posener 5 4% 4½ 101,25 bz 
u "Anth Nord- G.C-Bl5 | 94,25 @ Thüringer Lit. A.] 9,4 | — 4 |111,50 baz 
a do. Pfandbr. 5 | 94.00 @ Warschau-Wien. 6% | — |4 [164,00 50 
Pomm, Hyp.-Briefe 5 9,0 bz@& 
do. do, II. Em. ſs5 | 58,70 bz& Mr 2 1 
cal. read vn. Eng |101,10 ba Elsenbahn-Stamm Prioritäts-Aotien, 
Em. 5 106,20 br Berlin-Görlitzer 0 I— s 30,25 @ 
2 soper. selbe: 11015 100,50 b ET ER 2 — 2 118 
„Allg do. do. m. 1100 4½ 92,50 @ alle-Sorau-Gub,. — 0 7 
—. Präm.-Pfäb.|4 A 105,50 B Hannover-Altenb,| 0 — s | 3,75 bas 
Oosst. Fulberpfandbr. 51, 33.50 ba Kohlfurt-Falkenb.] 0 — 48664 —— 
do. Hyp.-Crd.-P fdbr.s — Märkisch-Posener| 394 | — |5 | 78,50 bag 
Piäb.a.0est.Bd..0r.-Ge 5 | 9010 0 Magdeb.-Halberst,| 3½ | 31/4 3½ 69,00 bad 
Ey Er Pfäbr.|ö 98,75 @ do. Lit. 0/5 8 5 99,00 vad 
do. 4½ 93,25 0 Ostpr. Südbabn, .| 5 — 5 | 86,00 bz@ 
su Bod- gie FR 210 = 7 — 3 0 Ds — . u 540 
do, 0. 17 umänler — h 
Wiener Bilberpfandbr. 81; 27 Saal-Bahn o [Es | 1650 
Ausländische 5 Weimar- Gera.. 0 — 5 1156 
* R. (I. 1.1.7. 4½᷑ “56,50 bz 1 
e eee Bank · Paplers. 
40. Seideend“ * „10 bz Alg. Deut. Hand-, G ® 2 4 | 33,00 6 
. d Frame hai. 437/88 50 . 10% 80% N 105 10 6 
er Pram.-An 2 er asgen- 15 
do, Lott.-Anl. v. 60, . 6 106,020 bz Berl, Handels- Ges.] 0 — 4 0 b 
do. Oredit-Loose . . fr. 299 bzB Brl. Prd.-u.Hdls.-B. 6½ 6 4 8750 bz G 
do, 64er Loose . . fr. 252.0 bz@ Braunschw. Bank. 5 3 480,00 6 
eng Prüm. 8 v. 645 16250 bs Bresl. Disc.-Bank.“ 4 — 4 60, 00 etbz@ 
186615 [160,75 bad Brel. Wechslerb. 54/4 | 517 [4 | 70,00 B 
40. Bod. red. -Pfäbr. : 76,50 bz Bere u N 74 70 7 
40, Oent.-Bod.-Cr.-Pfb. — — Danziger Priv — 5 
Auss.-Poln, Schatz-Obl. 4 80,75 bz Darmst. Oreditbk,| 6 — 4 108,60 b 
Poln, Pfndbr, IIL — 2 o 2 Darmst. W · 57 q- — 10 28 0 
In. Liquid.-Pfandbr. 89 2 Deutsche Ban 2 
dale p. a 102,30 bz do. Reichsbank 930 „29 4½ 105 22 18 
bee. 6 100,40 . Bee me- Aan! 4 8 08 
50% Anleihe 5 .- Com = N 
145 lz 50), Anleiheſs | 73,88 @ 0. ult, — 4 NSS Yet 
ital, Tabak-Öblig. . 6 |102,75 bzB Genossensch.-Bnx.] 6½ 5½ [487,00 53 
Raab- Grazer 100 ThirL(4 | 70,30 6 do. junge 5½ 5½ 4 | 95,80 526 
#umänische Anleihe, 8 — — Goth. Grundcredb.| 8 8 4 1191,10 6 
Türkische Anleihe. . 5 | 8.20 ba Hamb. Vereins-B. 10 10% 4 122.50 & 
Ing. 50% St.-Eienb. -Anl.|b 70,28 ba Hanuov. Bank.. 51½5᷑x 6 4 101,00 6 
Schwe sche 10 Thlr.-Loose — -- Königsb. Ver. -Bok. 51; 6 |4 | 83,00 bzB 
Finnische 10 Thir.-Loose 37,30 @ Lndw,.-B.Kwilecki.| 81; |; — 4 | 6 @ 
Türken-Loose 25,00 G Leipz, Ored.-Anst,| 6 5%, |4 105,00 @ 
m | xemburg. Bank| 6 6 4 1.00 6 
Elsenbahn-Priorltäts-Actlen. Magdeburger do. 6 50% 106,00 bz 
‚Berg.-Märk, Serie IL 4 ½ 100, Meininger do, | 2 — 4 | 74006 
UL v. St. 3/8. 3½ 86. R Nordd. Bank. 8 8% ja 136,00 528 
VI. 4½ 23.90 & Nordd.Grunder.-B, 8 5 [4 | 78,00 bz 
40. Hess, Nordbahn. s 103,0 & WfOberlausitzer Bk.“ 1% |3 4 2.25 @ 
Berlin- 731 Ut. 2 er; 7200 7 1128 Oest. 5 615 615 1 BIER 8 
ee Eine 2 Posner Prov.-Ban 2 m 0 ba 
erde Frelb. Lit. EF, an 97,30'b2@ r. Bod.-Or.-Act.-B.] 8 8 4 „5 bz 
Lit. 40% 95,80 v8 Pr. Cent.-Bod.-Crd, 405 — 4 1176 B 
2 do H. 4½ 9,50 bzG Sächs, Bank. 5% 4 103.90 B 
0. do. 4% 9460 b Schl. Bank-Verein 5 5 4 | 79,08 520 
von 16708 101.90 B Thüringer . — 4 74,50 bz& 
Gun Minden III. Lit. A. 4 93,80 8 Weimar, Ban a 39,50 bıG 
.. re Allg 184 30 4 Wiener Umionsbk, | 111 — 4 110 b2& 
5 
2 N 92,50 B 
Salle Bras -Guben .. a 1 1 — 2 
Hannover- Altenbeken. 4½ , 
Märkisch- Posener 101,60 bz& In Liquidation, 
A. M. Stantsb. I. Ser. 6680 B Berliner Bank. . — | kr. 6,60 6 
do, do. U. Ser. N s Berl, Bankverein| — |— fr. 39 0 
40. do. Obl. 1 u. II. 4 * Berl. Wechsler-B.| — — tr. — — 
de. do. III. ger“! | 95,50 8 Centralb. f. @enos| — | — ftr. 11,50. bag 
wberschles, .. 4 25 Deutsche Unionsb.| — — ftr. | 17,00 @ 
de 8. 0 ae @wb.Schusteru.0.|0 | — Im | —— 
Be ee Moldauer e , . If 14 0 
* wi stdeutsche Bank| — — 5 1 
40. E. 1 05, 40 b70 Pr. Credit-Anstalt| — — ftr. — 
. 8030 Sächs. Ored.-Bank| 8½ — |fr. [104,75 6 
2 Se 1 107 25 33 Schl. Vereinsbank 0 — [tr. 53,00 B 
e eee 2 —— —— nennen 
do. von 1669.5 101,20 bad 
do. es 1873. 4 | 91.20 ba * 
de. von 1874.4 ½ 10000 @ Persien W a 
do, Brieg- -Neisse di) — — Berl.Eisenb.-Bd-A, — 
do, Oosel-Oderb. 4 D. Eisenbahnb.-@.| 0 — 4 6,25 bad 
do, d 5 102 000 bd do. Reichs- u. Co.-E.] 0 — 4 68,50 8 
do. Btargard- Posen 4 Mürk. Bch.Masch.€ @| 0 — 413,6 B 
40. do. II. Em. 4½ 100 @ Wen 4 600 8. 1 
40. Em. 4½ 100 @ estend, Com. e 
do. . a — — 2 120 9 „ 04 0 ben 
Ostpreuss. Südbahn 4½ — — Pr. Hyp.-Vers.-Aet. f 12% 04.10 bz 
nu: 2 „Oder-Ufer-B, Schles, Feuervers.|18 — 4 720 8 
©. do, 4½ 99,75 bro — 
Sehlosw. Risenbahn . 4 60,8 bas Donnersmaskhütt| : 289 8. 
— . * et „ 
— 2,80 baz 
Ohemnitz-Komotau . . Könige- u. Laurah.] 2 4 172, 
Dux-Bodenbach. . . ;. 5 9960 etbz@ Lauchhammer. 0 — 418,00 B 
do, II. Emission 6 61.0 @ Marienhütte . 6 — 4 88,00 
erag- Dur.. . 6. 21 21.50 abo OSchl. Eisenworke : = H ae 
Gal. 5 70 ba te. — Y 
Pays 17 85 ene 9800 bac Schl. Kohlenwerkef 0 1 8580 6 
Laschau- Oderberg. 5 | 61,60 bas  |Schl.Zinkh.-Actien| 7 — 4 50 @ 
Ung. Nordostbahn 5 | 5730 @ do, St.- Pr.-Act. 7 — 4½ 90,50 b 
Ong. Ostbahn 64.90 6 Tarnowitz, Bergb.| O 4 31,25 6 
Temberg- Czernowitz. „5 8850 8 Vorwürtshütto. 0 e 
do. 5 65, . 
do. do. III. 5 61,00 B Baltischer Lloyd. — 2 2 — — 
Mühslsche Grenzbahn, 5 54,00 bzB Bresl, Bierbrauer. 0 Pa 5 
nn N a — 1540 8 
„ver. h — 1 
Kronpr, Rudolf. — 5 Far Be Erdm, Spinnerei 0 — 1 | 12,06 bz@ 
N Görtz. Eisenb.-B.] 19, | — 4 46,75 B 
8 ö 3 331,00 B Hoifm’s Wag Fabr. 0 4 900 
II. 3 316.00 8 ri 
0 O.-Schl. Eisenb.-B.] 0 — 4 32,00 bz 
45 * a 22915 de Ischl, Leinenind. 514 — 4 | 59,00 bz 
de. Obligationen | 80,10 dz do. Porzellan] 0 11/4 4 | 34,50 b2G 
Rumän. Eisenb.-Oblig./E 12 bad Wilhelmsh, MA, 0 4 4 
Warschau-Wien II. „5 bz 
do. III.. 6 92 bz 
do, IV.. 5 83 ba Bank-Discont 4 0. 
do, V. . 5s | 76506 2 5 püt 
Telegraph ſche Depeschen. 
Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 


Dresden, 15. Mötz. 


Einer Meldung des „Dresdner Journals“ 
zufolge wird ſich der König von Sachſen nächſten Donnerstag zur Wel Wa 


Feier des Geburtstags Sr. Majeſtät des Kaiſers nach Berlin begeben. 


Die 


Wien, 15. März. 


Ruſſen ſetzten Ruſtſchuk und Siliſtria in Vertheidigungszuſtand. Die 3 


„Preſſe“ meldet aus Bukareſt: Die 


rumäniſche Regierung beſchloß, im Falle gewaltſamer Decupation 


Beſſarabiens durch die Ruſſen, nicht nur auf die Drsbabſcha ı zu der: 
zichten, ſondern auch die Donaumündungen und die abwärts der] ® 
Pruthmündung in der Donau liegenden Inſeln den Ruſſen zu über⸗ 


laſſen. Die Mächte mögen dann entſcheiden, ob ein ſolcher ruſſiſcher] loco 


Beſitz den Intereſſen Europas entſpricht. 

Wien, 15. Marz. Die „Polit. Correſp.“ meldet aus Athen von 
heute: Der Aufſtand hat ſich vom Olympos aus immer mehr nach 
Macedonien verbreitet und reicht bereits bis Verria. Bei Pharſala 
haben zwei bedeutende Gefechte ſtattgefunden, bei denen 400 Türken 
fielen. Der Gouverneur von Janina hat über 200 muſelmänniſche 
Sträflinge freigelaſſen, die mit den aus den Gefängniſſen von Arta 
und Preveſa entlaſſenen Sträflingen vereint zur Bekämpfung der 
Inſurrection nach Epirus geſendet werden ſollen. Die Aufſtändiſchen 
auf Kreta ſtehen im Begriff, die Feindſeligkeiten wieder aufzunehmen, 
weil die Türkei die Zeit der Waffenruhe benutzt, um Verſtärkungen 
heranzuziehen. — Aus Raguſa geht dem Blatte die Nachricht zu, 
daß zahlreiche türkiſche Truppen in der Herzegowina eintreffen. Un⸗ 
längſt ſeien 5 Tabors Reguläre in Krupa eingerückt und ſämmtliche 
Garniſonen würden verſtärkt und mit Proviant verſehen. Zwiſchen 
Krupa und Moſtar ſei die Communication durch Erdwerke geſperrt, 
bei Gabella und Moſtar ſeien Verſchanzungen aufgeworfen, es werde 2 
ſelbſt Nachts gearbeitet. 

Wien, 15. März. Der Budgetausfhuß der öſterreichiſchen Dele⸗ 
gation nahm nach längerer Debatte mit 11 gegen 9 Stimmen den 
Antrag Schaup auf Bewilligung des 60 Millionen⸗Credits an, nach⸗ 
dem Andraſſy die Creditvorlage eingehend begründet. 

Bern, 15. März. Die Regierung bot ein Bataillon auf behufs 
des Sicherheitsdienſtes, da angeblich am Jahrestage des Commune⸗ 
Aufſtandes eine Demonſtration beabſichtigt wird. 

London, 15. März. Im Oberhauſe antwortete Lord Beacons⸗ 
field auf eine Anfrage Lord Granville's daß die Oſterferien des Par⸗ 
laments vom 16. April bis 10. Mai d. J. dauern würden. 

Im Unterhauſe erklärte Schatzkanzler Noriheote auf eine Bemerkung 
Campbell's bezüglich der geſtern vom Schatzkanzler auf die Anfragen 
Deniſon's und Ondlow's ertheilten Antwort: Was er geſtern zu ſagen 
beabſichtigt habe, ſei geweſen, daß England verlange, es ſolle jeder 
Artikel des Friedensvertrages dem Congreſſe in ſolcher Weiſe vorgelegt 
werden, daß der Congreß erwägen könne, welche Artikel des Friedens⸗ 
vertrages der Annahme oder der Zuſtimmung ſeitens der Mächte be⸗ 
dürften. 

Konſtantinopel, 13. März. (Indirect über Athen.) Saypfet 
Paſcha und Sadullah Paſcha gehen zum Congreſſe nach Berlin. Der 
Aufſtand breitet ſich in den Diſtricten zwiſchen Salonichi und Theſſalien 
aus. Es herrſcht eine gewiſſe Agitation in den Vilajets Smyrna, 
Koniach und Aleppo, welche adminiſtratibe Autonomie zu verlangen 
beabſichtigen ſollen. 

Konſtantinopel, 15. März. Die ruſſiſchen Kräfte in der Rich⸗ 
tung Galllpolis erhalten Zuzug. 
in Bujukdere zur Rückkehr nach Odeſſa eingeſchifft werden. 
weitere engliſche Panzerſchiffe werden in Joͤmid erwartet. 


Zwei 


Trieſt, 15. März. Der e „Mars“ iſt mit der oſtindiſch⸗ 
Au ce Ueberlandpoſt heute Nachmittag 4% Uhr aus Alexandrien hier 
eingetroffen. 


(Aus L. Hirſch's Telegraphen⸗Bureau 
London, 14. März. Wie den „Times“ aus Paris telegraphiſch 


zwiſchen England und Frankreich noch vor dem Zuſammentritt ve! 


Congreſſes eine Verſtändigung bezüglich der egyptiſchen Frage zu Ma 2 
Demnach follen dem Congreſſe Reformen Mai 


Stande kommen werde, 
und Bürgſchaften unterbreitet werden, welche man zur Sicherung des 
Suezcanald ſowie für eine gute Verwaltung des Landes als noth⸗ 
wendig erachtet. 

London, 14. März. Wie verlautet, hat Graf Andraſſy der eng⸗ 
liſchen Regierung erklärt, Oeſterreich könne der Einladung Griechen⸗ 
lands zum Congreſſe nicht zuſtimmen, nur die Signatarmächte des 
Pariſer Friedens ſeien hinzuzuziehen. 


werke Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

(W. T.⸗B.) Paris, 15. Mär 7 Abends. Boulevard⸗Verkehr. 3 Renten 
74, 225 Neueſte Anleihe de 1872 110, 15, Türken 1865 —, —, Staatsbahn 
—, Spanier exter. 13%, Neue Egvpter 156, 25, Banqu. otitom. —, —, Ital. 
73, 7 5, öſterr. Goldrente 64, —, ungar. Goldrente —, neueſte Ruſſen de 

877 —, — 8 egonliens —, —. Ruhig. 

Frankfurt a. März Weng 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] hen Wechſel 20, 41. Pariſer Wechſel 81, 16. iener 
Wechſel 170, 20. Böhmiſche Weſtbabn 148%. 
208. Franzoſen “) 215%. Lombarden !) 61%. Nordweſtbahn 9 Silber⸗ 
rente 56%. Papierrente 53. Goldrente 63 1. Ungar. Ghee En Ita⸗ 


liener —. Ruſſiſche e 80 Ruſſen 1872 — a 0 
Anleihe 84%. Amerikaner 1885 9 85 1860er Leoſe 105%. 5 boſe 
251, 00. Creditactien“) 196%. Oeſterr. Nationalbank 680, armſt. 


Bank 107%. 
Staatslooſe 149, 50 
Reede neue, 9480 &in 


u Bank 74. Heſſiſche Ludwigsbahn 79 Ungar. 
. do. Schatzanweiſungen, alte, 100%. do. Schatzanwei⸗ 
Oſtbahn⸗Obligalionen 68 70. Central⸗Paciſic 102 . 

. 1 —. Rudolfsbahnactien Deutſche 

Race 96%. 


Nach Schluß der Börfe: Creditactien 196%, Bramofen 215%, Galizier 
1) 


=, er Looſe —, Goldrente —, ungar. Goldrente —, neueſte 
Ruſſen —. 
) per medio reſp. per ultimo. 
amburg, 15. März, Brig AN ‚nass Courſe.] Hamburger 


Credit⸗Actien 1 


St.⸗Pr.⸗A. 116, Silberrente 56%, ente 62%, 
alien. Rente 73%, 


1860er Looſe 106%, Franzoſen 540, 1 . 155, 
Neueſte Ruſſen 84, Vereinsb. 122%, 5 72, 8 98%, 
3170 , Amerikaner de 


Norpdeutſche 136, Analo⸗deutſche % e 6 ant 

1885 94%, Kol in⸗Minden. St.⸗A. 957% 105 Sen, je 107%, Berg. 

Märk. vo 75%, Disconto 2% pCt. — feſt. 

Silber in Barren pr. 500 Gr., fein N. 0 0 00 u 79, 50 Gv. 

e 2,0 0, London lang 20, 32 Br., 20, 26 ©, London kurz 

20, 43 Amſterdam 167, 40 855 166, 80 Gd., Wien 

169, 00 Br., 167 „Paris 80, 80 Br., 80, 40 Gd., Petersburger 

Wechſel 222, 00 Bre 216, 00 Gd. 

Hamburg, 15, März, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco und 
auf rg ru 0. 2089055 loco und auf Termine 108 Ki 17 11 pr. 
April⸗M „ per Juni⸗Juli per 1000 1 Br., 

ai ber en 147% Br., 146 1 Jul per 
Br., 4 Gd. Hafer flau. böl 4 52 
per 1 ber 200 2 70. — Spiritus leblos, pr. Man 43, 
ai 118 5 pr. Ren pr. Juni⸗Juli pr. 1000 Liter 100% 4454. 
Kante [ 10 55 6 Umſatz 1 
Gd., et Mas 
G5.— — Weller: Bedeckter Himme 

Much sol, 15. März, Vormittags. [Baumwolle. 

aßlicher Umſatz 7000 Ballen. Unverändert. 


Vale 1 55 6000 B. amerikaniſche, 6000 B. oſtindiſche. 
Liverpool, 15. März, Nachmittags. [Baumwolle.] 


10, 75 Gd., pr. Auguſt⸗December 12, 10 


(Anfangsbericht.) 
gesimport 12,000 


bericht. 
e 


57 atz 7000 Ballen, davon für Eheculation und Export 1 
u 
a er, 15. 0 121 Water Armitage 7%, 122 
EEE 
ater Clayton „ 
m Nele We . g e Weſton 10%, 60r Double 
105 rinter N or fd. 96. — 

N Schlu A e.] Wechſel 
e Man, ad, 5 san So 1 Yen en 


London 3 Monate 26, do. 15e 
M. —, do. Paris IM. 271%, 1864er Pra 
1866er Prämien⸗Anl. (geſtplt.) 231, 


erg 234, 
2 rufſiſche 


erg 


Y:mperiald 7, 58, 


Einige Truppentheile ſollen Mittwoch | 130— 


1 927 Galizier | 13,50 


Sad. Petroleum ftil, Standard white löco] Erſchei 


— ib. 210% Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 110% Kufen de 1873 100%, 


Petersburg (lat Wacz, Nachm. 5 Ing en. Sue e . 
56, 00. Weizen loco 14 0 Roggen loco 8, Hafer locs 5 Hanf 


42, 00. Leinſaat (9 Bud) loco 16, 00. — Wetter: Froſt. 
net, 15. März, Vorm. 11 Uhr. e ge e ern loen 
und 1 1 Termine 35 = Frühjahr 10, 70 Gd., 10, 75 Br. — Hafer ve bs 


jahr 6, 40 Gd., Br. — Mais, Banat, ber bei 7, 24 Gd. 75 2 Br. 
waris, 1 5 Min, Nachm. [Productenmarkt.] (Schlußbericht. Weizen 
feſt, pr. März 31, 50, per April 31, 50, per Mai⸗Juni 31, 50, 
Auguſt 31, 50. Mebl feſt, per Ma 65, 50, pr. April 65, 75, pr. 
Mai⸗Juni 66, 00, per Mai⸗Auguſt 66 Rüböl matt, per Marz 92, 00, 
per April 92, 25, per Mai⸗Auguſt 9, 50, per Septemben,2 Diebe. 90, 75, 
Spiritus fteigend, per Marz 61,25, per Mai⸗Auguſt 62, 25. — Wetter: 
E aeg 18. März; Nachm. Rohzucker el. N. reer 
ar rz, Nachm. Rohzu e A. pr. März pr. 100 
Kilogr. 58, 00, Nr. 5 7/9 pr. März per 100 Kilogr. 64, 00. Weißen ucker 
feſt, Nr. 3 pr. Ken Kilogr. ve. März 67, 50, ir April 67, 75, per 
Mai⸗Auguſt 68, 00 

London, 15. Day, Havannazucker feſt. 

Antwerpen, 15. März, Nachmittags 4 Uhr 30 M. [Getreidemartid 
3 Weizen unverändert. Roggen ſtetig. Hafer ruhig. Gerſte 
ehaupte 

Antwerpen, 15. März, Nachmittags 4 U. 30 M. [Betroleummartt] 
(Schluß bericht.) are Type weiß, loco 27% bez., 27%, Br., per März 

4 Br., pr. April 27% Br., pr. 7 29% bez, 20 Br., per 
Sete 30 bez., 30% Br. 

Bremen, 15 März, Nachm. aten 12 (Schluß bericht.) Standard 
wbite, loco 10, 85, per April 11, 00, pr. Mai⸗Juni 11, 15, pr. Auguſt⸗ 
December 12, 15. 


amburg, 15. März. (S . 93 1 Ma 43 B 
e April M Mai 48 37 s 4 ee ran 1 
44% Gld., Juli⸗ August 45 Br. 


Berlin, 15. März. [Producten⸗ Bericht.] Seit geſtern Abend friert 
es anhaltend, heute früh zeigte das Thermometer 3 Grad unter Null. Ber: 
käufer ſind zurückhaltend geworden, ſehr mäßige Kaufluſt für Roggen hat 
ſich daher den etwas erhöhten Terminpreiſen fügen müſſen. Loco hat man 
mehr als geſtern nicht erzielen können. — Roggenmehl feſter. — Weizen 
recht ſtill, aber doch feſt und auch etwas höher zu verwerthen. Hafer 
loco ohne Aenderung. Termine leblos. — Rüböl war mäßig begehrt und 
bat ſich im Preiſe neuerdings etwas gebeſſert. Nach befriedigter Kaufluſt 
ſchloß der Markt ruhig, aber nicht matt. — Petroleum unbelebt. — Spiritus 
ein wenig feſter, aber in beſchränktem Verkehr. Die beſſeren Pariſer Courſe 
ſcheinen die Haltung beeinflußt zu haben. 

Weizen loco 185—225 M. pro 1000 Kilo nach 3 be gelber 
märtfder 197—200% M. ab Bahn bez., defect. gelber 9055 iz. — M., gelber 
ruſſiſcher — M. ab Bahn bez., per April⸗Mai 202 — 202% M. bez., per 
Mai⸗Juni 204 M. bez., per Juni⸗Juli 206 En bez., per Juli-Auguſt — M. 
bez. Gel. — Ctr. Kündigungspreis — 09 en le u — 75 7 M. 
pro 9 Kilo nach Qualität e eier ruſſ. 7. 

u 


42% 
„ Mai- Juni 44 Gd., Juni⸗ Juli 


— 


133—137 M. bez., feiner anne er — n 140 

weißer inländiſcher — M. ab Bahn bez., —— bez., per m Brühe 
jahr 145—145% — 145 M. ben: per 0 fh 14314374140 M 5 

per Juni⸗Juli ren wa M. bez. — Ceniner. Aanmiaund 


preis — Gerſte loco 130 bis 200 M. nach Qualität gefordert. — 
Hafer loco 95—165 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und 
eee 120—140 M. bez., ruſſiſcher 105 —140 M. bez., pommerſcher 
140 M. bez., ſchl. 1 150 —140 I. bez., böbmiſcher 130 —140 
18 defecter rumäniſcher — Dep feiner weißer ruſſiſcher 145—150 M. 
3 nb l bir f 2M Bet ir 3 1 Den „DER 1 1870 139 M. Fi 
uni⸗Juli 1 „bez ekündigt — Etr ndigungspreis — 110 
— Gu be, per ro 100 Kilo 52 Nr. O und 1: incl. 910 ö 
Mark bez. 1885 

Mai⸗Juni 1 
Mark bei. 


W Bre 16. März, 9% Uhr Tom. Am heut en Markte war 
ab ee im Allgemeinen ſchleppend, bei mäßi “ Zufuhren ee 
gut preishaltend. 

Weizen, feine Bela behauptet, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher wei 
17,70 bis 19,00--20 t, gelber 17,60 — 18,00 bis 15 60 Mart, fete 
Sorte ‚abet Notiz begablt. 

gen in feſter Stimmung, pr. 100 Kilogr. 12 0 bis 13,30—13,80 
meg, einſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte te Aenderung, pr. 100 Kilogr. neue 135 30—14,50 Mark, 
weiße 15,40— 16,40 Mark. 

Saen ſchwach ee pr. 100 Kilogr. neuer 11, 10,712 „3013,00 bis 


r art 
Mais in ruhi pe Haltung, pr. 100 Kilogr. 11, 5 5 80—13,80 Mark. 
Erbſen ſchwächer angeboten, pr. 100 Kilogr. 14,00- 46, 00—17, 00 
Bohnen gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 19,00 —17 0 bis 20.00 Mark. 
Lupinen ſchwach 999040 rt, 7 100 ilogr. gelbe. „40—10,60— 11,50: 
Mark, blaue 9,10—10,10—1 

Wicken ſchwach gefragt, 15 9180 Kilogr 10,50 —11,80—12,80 Mark. 
9 ſchwach zug 

Schlaglein mn. enderung. 


Pro n netto in a und PL, 
Silagleinfaal Ya 
ae, Ne, 30 78 25 25 27 25 
Winterrübſen 29 50 28 50 26 50 

x Erg 28 Ir — 5 8 2 5 
ndotter 
750180 Mat. 


Rapskuchen in feſter aeg m. pr. 8 ur. 42 


Leinkuchen gut 1 00 pr. 
Abel er 1 fa angeboten 3 — e x "50 leg. 32 
bis 42—47—5 weißer blieb gut gefragt, pr. 50 Kilogr. 40—48—57 


bis 65—70 Dart, bochfeiner uͤber Noti 

Tbymothee underändert, pr. 50 loge. 17-2023 Mark. 

Mehl in ruhiger Haltung, 1 100 Kilogr. Weizen fein 2280 2900 
Mark, Roggen fein 21,25—22,25 Mark, Hausbacken 19,75—20,75 Mark, 
Roggen⸗Futtermehl 9,6010, 50 Mat Ne e 8,009.00 Matt. 


eu 2,50—2,90 Mark pr. 50 Kilogr. 
oggenſtrob 18,00 19,50 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


matifirte Nonne Katharina Emmerich zu Dülmen. Ein 
a Ace Ir aus dem neunzehnten Jahrhundert Von Dr. Krof = 


Münſter, 

\ Wie lat Nwadt werden und zu welchem Zwecke, iſt aus dieſer 
actenmäßigen Darſtellung von Vorgängen zu erſehen, welche ſeinerzeit 
viel Aufſehen erregten. bäufige Auftreten religiöfer Krankheils⸗ 

inungen in der Gegenwart und die praktiſche Audnubang derſelben 
für hierarchiſche Herrſchaftszwecke verleihen dem Büchlein einen actuellen Werth. 


Havanna - Cigarren, Ein stud. phllos. 
ſehr feine, à Mille 60, . — 1 e in 11 Real⸗ 
j und Gymnaſial 
ea naren in Org Mi 50 Auch würde De be Clavier. Unterricht 
acketen u 250 Stück a vo l. eben. Näheres sub R. H. 89 an die 
Manilla⸗Ci aa -& Ri in 85 . der Bresl. Ztg. erbeten. bee 
v „Au igarren w 
23! 
r. 10 * 100 eres oltei ⸗ 
500 Stück ſende france 1976| Fraß b. 40 Gel Seitenhaus zweite 
A. Gonschior, Weidenſtr. 22. Etage 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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